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a b s t r a c t  

Die Schnellebigkeit der Wirtschaft und die Veränderungen auf dem Wohnungsmarkt, die auf schrumpfende 
Bevölkerungszahlen zurückgehen, haben zu einem steigenden Bedürfnis nach der Genehmigung von Zwi-
schennutzungen geführt. Es geht in der Regel um die Zulassung von Stellplatzanlagen auf geräumten Flächen, 
um zeitweilige Begrünungen und Durchwegungen, um die Aufstellung demontierbarer Anlagen (auch von 
Kunstwerken), um Leichtbauwerke für Vergnügungszwecke oder auch den Einzelhandel, um „fliegende Bau-
ten“, also mobile oder zumindest leicht zu entfernende Anlagen, die nur auf Zeit verankert und errichtet werden 
sollen.  

Der Bundesgesetzgeber hat mit der Einfügung des § 9 Abs. 2 in das BauGB über die Zulassung befristeter 
oder bedingter Nutzungen durch verbindliche Bauleitplanung einen Weg eröffnet, derartige Zwischennut-
zungen förmlich zu planen und zuzulassen. In der Praxis herrscht jedoch auch der Wunsch nach einfacheren 
Lösungen als der Aufstellung eines Bebauungsplans. Zudem löst der Bebauungsplan nicht etwaige Probleme der 
bauordnungsrechtlichen Zulassung. 

Vor diesem Hintergrund wird geprüft, in welchem Umfang einfachere Instrumente wie insbesondere die Be-
freiung nach Bauplanungsrecht und nach Bauordnungsrecht für die Zulassung von Zwischennutzungen genutzt 
werden können.  

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, daß zeitlich klar begrenzte Zwischennutzungen, nach deren Beendigung 
aller Voraussicht nach der ursprüngliche Zustand wiederhergestellt werden kann und die während ihrer Laufzeit 
das städtebauliche Umfeld nicht unwiederbringlich verändern, über eine Befreiung § 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
als städtebaulich vertretbar planungsrechtlich zugelassen werden können. Städtebauliche Vertretbarkeit liegt vor, 
wenn die Zwischennutzung auch der abwägungsgerechte Gegenstand eines Bebauungsplans sein könnte. Die 
Grundzüge der Planung werden nicht berührt, wenn dieselben nur zeitweilig in den Hintergrund treten, ohne ihre 
Geltungskraft zu verlieren.  

Wenn allerdings absehbar ist, daß der ursprünglich festgesetzte Rahmen nicht wiederkehren wird und die Zwi-
schennutzung nur eine Zwischenstation auf dem Weg zu einer gänzlichen Neuordnung ist, dann ist die Befreiung 
nach deutschem Recht nicht möglich; vielmehr muß dann über § 9 Abs. 2 BauGB (befristete Festsetzung) förm-
lich geplant werden.  

Für die bauordnungsrechtliche Befreiung gilt: In der Gesamtschau ist den bauordnungsrechtlichen Vorschrif-
ten zu entnehmen, daß „die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natür-
lichen Lebensgrundlagen“, durch eine Befreiung keinesfalls gefährdet werden dürfen, daß jedoch die Instrumen-
te und Methoden, mit denen dieser Schutz gewährleistet werden soll, im Einzelfall austauschbar sind, und zwar 
auch aufgrund von Bescheinigungen für den Einzelfall. Es kommt auf das Ergebnis an, nicht auf die sklavische 
Einhaltung jeder generalisierenden Einzelvorschrift. Auf Sicherheit darf nicht verzichtet werden, sie ist jedoch 
möglicherweise auch anders herzustellen als es für den Regelfall vorgesehen und vorgeschrieben ist. 

Bei der Genehmigung von Zwischennutzungen muß entscheidendes Gewicht darauf gelegt werden, von vor-
nherein Sicherheit für den Vollzug der Beendigung und die Übernahme der Beseitigungskosten zu gewin-
nen, z.B. durch Hinterlegung eines Geldbetrages oder durch Bürgschaftserklärung. Je länger die Zwischennut-
zung dauern soll, desto teurer wird die Sicherheitsleistung durch Bürgschaft, weil diese gegenüber dem Bürgen 
verzinst werden muss – was wiederum die Durchsetzung einer Forderung nach Sicherheitsleistung mittels Bürg-
schaft schwierig werden läßt. Rechtstechnisch kann die Sicherheitsleistung entweder als Bedingung im Rahmen 
einer Baugenehmigung durchgesetzt werden, die im Ermessen der Baugenehmigungsbehörde steht (also insbe-
sondere im Kontext von Befreiungen) oder durch einen städtebaulichen Vertrag im Vorfeld der Aufstellung 
eines Bebauungsplans, mit dem die Zwischennutzung legalisiert wird. 

Eine vertragliche Aussetzung von Baurechten kann aber immer nur auf Zeit erfolgen. Wie lange, ist eine Fra-
ge der Abwägung. Während der vertraglichen Aussetzung ist der Lauf der Plangewährleistungsfrist in entspre-
chender Anwendung des § 42 Abs. 5 gehemmt. Wenn ein Eigentümer durch Veränderungssperre oder Zurück-
stellung seines Baugesuchs an der Verwirklichung seines Baurechts gehemmt worden ist, verlängert sich die 
Sieben-Jahres-Frist entsprechend. Dies muß auch bei vertraglicher Hemmung gelten. 
___________________________________________________________________________ 
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I. Ausgangslage und Gutachtenauftrag 

Mit dem Bau- und Raumordnungsgesetz (BauROG) von 2004 ist in § 9 BauGB – der zentra-
len Vorschrift über die zulässigen Inhalte eines Bebauungsplans der neu formulierte  
§ 9 Abs. 2 eingebracht worden. Die Vorschrift lautet: 

Im Bebauungsplan kann in besonderen Fällen festgesetzt werden, daß bestimmte der 
in ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen nur 
1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder 
2. bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig 
sind. Die Folgenutzung soll festgesetzt werden. 

Mit dieser Vorschrift kam der Gesetzgeber einem zunehmend bedeutungsvollen Anliegen der 
Praxis nach. Im Zusammenhang mit befristeten großen Ausstellungen und Ereignissen war 
die Notwendigkeit deutlich geworden, bauliche Anlagen für diese Großereignisse errichten zu 
können, die danach entweder entfernt und durch andere Anlagen ersetzt werden sollten. Hier 
war eine Abfolge von unterschiedlichen Nutzungen von vornherein erkennbar, konnte aber 
vom bis dahin geltenden Planungsrecht nicht bewältigt werden. Das klassische Planungsrecht 
kannte nur Festsetzungen auf Dauer, die zudem vom Planungsschadensrecht mit seiner sie-
benjährigen Plangewährleistungsfrist in § 42 BauGB unterstützt wurden. Mit § 9 Abs. 2 
BauGB i. d. F. des BauROG 2004 wurde die Möglichkeit der Festsetzung einer nur befristeten 
Zulässigkeit erstmals in das deutsche Planungsrecht eingeführt.  

Mit dieser Vorschrift sind aber noch nicht alle Probleme und Bedürfnisse nach einer nur be-
fristeten Zulässigkeit von Vorhaben gelöst, insbesondere nicht das Problem der Zulassung 
von sog. Zwischennutzungen. Von Zwischennutzungen spricht man, wenn von einer pla-
nungsrechtlich dauerhaft eröffneten und zulässigen Nutzung nur für einen nach Jahren be-
stimmten, manchmal auch nur wenige Monate währenden Zeitraum abgewichen werden soll, 
um danach entweder zur bisher zulässigen Nutzung zurückzukehren oder eine andere Lösung 
zu finden. Es geht um die Zulassung von Stellplatzanlagen auf geräumten Flächen, um zeit-
weilige Begrünungen und Durchwegungen, um die Aufstellung demontierbarer Anlagen 
(auch von Kunstwerken), um Leichtbauwerke für Vergnügungszwecke oder auch den Einzel-
handel, um „fliegende Bauten“, also mobile oder zumindest leicht zu entfernende Anlagen, 
die nur auf Zeit verankert und errichtet werden sollen, um die Zulassung „fremder Nutzungen 
in vorhandenen, außer Nutzung gefallenen Gebäuden. Die Neuerrichtung massiver Bauwerke 
kommt für eine befristete „Zwischennutzung“ von Grundstücken wohl nur dann in Frage, 
wenn die Anlage einem objektiv endlichen Zweck dient (z.B. dem Abbau eines beschränkten 
Vorrats an Bodenschätzen) oder vom Investor aus subjektiven Gründen nur auf Zeit benötigt 
wird. 

In der Regel möchte man es in allen diesen Konstellationen vermeiden, das geltende Pla-
nungsrecht förmlich abzuändern und der neuen Situation anzupassen; dafür fehlt die Zeit 
(wenn der Vorhabenträger schon vor der Tür steht) und auch die Motivation (denn es steht 
fest, daß die begehrte Nutzung nur für einen absehbar kurzen Zeitraum verwirklicht werden 
soll). Im übrigen ist die Aufstellung von Bebauungsplänen mit Kosten verbunden. 

Als ein Instrument zur Lösung der Problematik kommt die Befreiung von der Einhaltung ge-
ltender Rechtsvorschriften in Frage. Das Instrument der Befreiung vom geltenden Planungs-
recht nach § 31 Abs. 2 BauGB steht jedoch grundsätzlich nur im Geltungsbereich von Be-
bauungsplänen zur Verfügung – im unbeplanten Innenbereich kann es nur über § 34 Abs. 2 
BauGB für die Art der Nutzung angewendet werden. Zudem dürfen die „Grundzüge der Pla-
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nung“ von der beabsichtigten Zwischennutzung nicht berührt sein. Wie hoch ist diese Barrie-
re? 

Im Bauordnungsrecht sind Befreiungen ebenfalls möglich – aber nur dann, wenn dadurch 
keine Gefahren für Sicherheit und Ordnung ausgelöst werden. Wer haftet, wenn wider Erwar-
ten etwas schiefgeht?  

Selbst wenn es gelingt, die Zwischennutzung zulässig zu machen, sind damit noch nicht alle 
Probleme vollständig gelöst. Denn am Ende der Zwischennutzung wird es notwendig sein, für 
die Entfernung der dann nicht mehr benötigten Anlagen zuverlässig sorgen zu können. Was 
geschieht, wenn sich der Vorhabenträger seinen Verpflichtungen entzieht oder nach einer 
Insolvenz gar nicht mehr existent ist? Möglicherweise stellt sich schon während der Zwi-
schennutzung heraus, daß das Vorhaben ökonomisch oder technisch fehlschlägt. Welche 
Handlungsmöglichkeiten bestehen dann für die Beteiligten?  

Vor diesem Hintergrund stellen sich für das Gutachten folgende Fragen: 

1. Welches sind die rechtlichen Rahmenbedingungen in Bezug auf Zwischennutzungen? 
Wie ist die Zulässigkeit für Zwischennutzungen derzeit im Bauplanungsrecht und im 
Bauordnungsrecht geregelt? 

2. Welche Möglichkeiten bestehen im Hinblick auf die Erteilung von planungsrechtli-
chen Befreiungen im beplanten und unbeplanten Innenbereich? Wie können und müs-
sen diese begründet werden? Welche Risiken werden mit einer planungsrechtlichen 
Befreiung eingegangen? 

3. Welche Möglichkeiten bestehen im Hinblick auf die Erteilung von bauordnungsrech-
tlichen Befreiungen? Wie können und müssen diese begründet werden?  

4. Was gilt für Flächen unter Fachplanungsvorbehalt nach § 38 BauGB oder militärische 
Liegenschaften nach § 37 BauGB? Wie kann mit förmlich gewidmeten Straßenver-
kehrsflächen umgegangen werden? 

5. Was ist bei regulärer oder irregulärer Nutzungsaufgabe und Beendigung der Zwi-
schennutzung zu beachten? Wie können Beseitigungsverlangen durchgesetzt werden? 

6. Welche Risiken sind insgesamt mit der Zulassung von Zwischennutzungen verbun-
den? 

Die Beantwortung dieser Fragen soll nach Möglichkeit mit bereits aufgetretenen Problemla-
gen aus Fallstudien in Beziehung gesetzt werden. 
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II. Beantwortung der Gutachterfragen 

1. Welches sind die rechtlichen Rahmenbedingungen in Bezug auf Zwischennut-
zungen? Wie ist die Zulässigkeit für Zwischennutzungen derzeit im Baupla-
nungsrecht und im Bauordnungsrecht geregelt? 

Sonderregelungen für Zwischennutzungen sind derzeit nur im Bauplanungsrecht – also im 
BauGB –, nicht jedoch im Bauordnungsrecht zu finden. Das Bauordnungsrecht kennt zwar 
den Sonderfall der „Fliegenden Bauten“ – also mobiler baulicher Anlagen, die als Typen 
unabhängig vom Standort zugelassen werden können –, aber keine Sonderregelungen für 
Zwischennutzungen. Diese werden ausnahmslos nach regulärem Bauordnungsrecht behandelt. 
Erleichterungen und Abweichungen vom Normalfall können also insoweit nur über das 
Rechtsinstitut der Befreiung gewährt werden. Darauf wird im dritten Kapitel eingegangen. 
Hier folgt zunächst ein Überblick über die Sonderregelung des BauGB für befristete und be-
dingt zulässige Nutzungen, zu denen auch Zwischennutzungen gehören können. 

1.1  Die Möglichkeit der Festsetzung befristet zulässiger Nutzungen nach § 9 Abs. 2 
BauGB 

Der Bundesgesetzgeber hat mit § 9 Abs. 2 BauGB i.d.F. des BauROG 2004 die Möglichkeit 
geschaffen, befristete oder nur bedingt zulässige Nutzungen im Bebauungsplan zu eröffnen. 
Die Folgenutzung soll in der Regel festgesetzt werden. Damit ist planungsrechtlich ein voll-
ständig geordnetes Verfahren für die Eröffnung von Zwischennutzungen möglich. Durch die 
Einführung des beschleunigten Verfahrens nach § 13 a BauGB für Bebauungspläne der In-
nenentwicklung können Bebauungspläne für folgende Flächen sehr zügig ohne formalisierte 
Umweltprüfung und mit konzentrierten Verfahrensschritten aufgestellt werden: 

Grundflächenzahl größtmöglicher Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach 
§ 13 a Abs. 1 Nr. 1 
(mit einer zulässigen Grundfläche von weniger als 20.000 m²) 

0,1 20 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,2 10 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,3 6,6 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,4 5,0 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,5 4,0 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,6 3,3 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,7 2,8 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,8 2,5 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,9 2,2 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
1,0 2,0 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
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Für Bebauungspläne, bei denen eine überschlägige Prüfung der Umweltverträglichkeit ergibt, 
daß sie voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben werden, gilt sogar fol-
gende Tabelle: 

Grundflächenzahl größtmöglicher Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach 
§ 13 a Abs. 1 Nr. 2 (mit einer zulässigen Grundfläche von 20.000 
bis zu weniger als 70.000 m²) 

0,1 70 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,2 35 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,3 23 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,4 17,5 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,5 14,0 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,6 11,6 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,7 10,0 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,8 8,7 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
0,9 7,7 ha zuzüglich Erschließungsflächen 
1,0 7,0 ha zuzüglich Erschließungsflächen 

Die begehrte Zwischennutzung muß in dem Bebauungsplan planungsrechtlich umschrieben 
und festgesetzt werden. Zugleich soll die Nachfolgenutzung festgesetzt werden. Sofern die 
Zwischennutzung nur eine kleinere Fläche innerhalb eines flächengrößeren Bebauungsplans 
einnimmt, empfiehlt es sich, die unbefristete Nachfolgenutzung in den größeren Kontext des 
Bebauungsplans aufzunehmen und die Zwischennutzung in einer Nebenzeichnung zu behan-
deln. Sofern der Bebauungsplan sich ausschließlich mit der Fläche für die Zwischennutzung 
beschäftigt, sind zwei „gleichberechtigt“ neben- oder untereinander stehende Planzeichnun-
gen denkbar, wobei die erste Zeichnung die Zwischennutzung regelt und die zweite Zeich-
nung der Nachnutzung gilt. Für die Änderung und Ergänzung von B-Plänen kann anstelle des 
beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB u.U. auch die Möglichkeit des vereinfachten 
Verfahrens nach § 13 BauGB in Betracht kommen. In geeigneten Fällen steht schließlich auch 
das Instrument des vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 12 BauGB zur Verfügung. 

Die Nutzung aller dieser Möglichkeiten setzt allerdings voraus, daß der jeweilige Rechtsrah-
men des BauGB eingehalten wird. Zur Kernvorschrift – also zu § 9 Abs. 2 BauGB – ist fol-
gendes zu bemerken: 

a) Gemäß § 9 Abs. 2 BauGB darf die Vorschrift nur „in besonderen Fällen“ benutzt werden; 
insgesamt muß es sich gemäß § 9 Abs. 1 (1. Satzteil) um „städtebauliche Gründe“ handeln. 
Diese Voraussetzungen werden beim Ansteuern von städtebaulich erwünschten Zwischennut-
zungen in aller Regel vorhanden sein. 

b) Festsetzungen in einem Bebauungsplan – also einer Rechtsnorm – müssen aus Gründen der 
Rechtsstaatlichkeit „bestimmt“ sein. Die Betroffenen müssen eindeutig erkennen können, 
wonach sie sich richten müssen. Was bedeutet dies für bedingte oder befristete Festsetzun-
gen? Manche verlangen, daß die Festsetzung so bestimmt sein müsse, daß der Eintritt der Be-
fristung oder Bedingung von der den B-Plan anwendenden Bauverwaltung „ohne Zusatzin-
formationen“1

                                                 
1  Berkemann in: Berkemann/Halama, Erstkommentierungen zum BauGB 2004, Bonn 2005, Rn. 65.  

, d.h. wohl ohne jede zusätzliche Tatsachenerhebung, eindeutig feststellbar sein 
müsse. Das ist bei wortwörtlichem Verständnis nun schlechterdings unmöglich. Selbst der 
Eintritt eines bestimmten Datums kann nur durch einen Blick in einen richtig eingestellten 
Kalender – also nur mit einer zusätzlichen Datenerhebung – festgestellt werden. Es kann also 
nur darum gehen, welcher Aufwand mit der Feststellung des Eintritts der Bedingung oder 
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Befristung verbunden sein darf und wie eindeutig die Bedingung oder Befristung umschrieben 
sein muß. Beides hängt eng zusammen. 

Je weniger eindeutig ein Ereignis beschrieben ist und je weniger offensichtlich es ist („Beginn 
der Wachstumsperiode“), desto mehr Aufwand benötigt man, um das Ereignis festzustellen. 
Wenn ein Ereignis selbst durch Begutachtung nicht eindeutig zu klären ist, ist es als Festset-
zungsmerkmal ungeeignet. Wenn ein Umstand jedoch durch Augenschein zu klären ist, sollte 
man seine Verwendung zulassen – selbst wenn man über Tag und Stunde noch streiten könn-
te. Baurechte sind in aller Regel nicht darauf angewiesen, auf die Stunde oder gar Minute 
festgelegt zu werden. Die Tatsachenerhebung darf aber nicht von den Entschlüssen oder Er-
laubnissen Dritter – z.B. von unternehmerischen Rentabilitätserwägungen – abhängen. Bei 
Zwischennutzungen wird man in aller Regel zu einer kalendermäßigen Festlegung des Zeit-
raums der Zulässigkeit greifen.  

c) Die Folgenutzung „soll“ festgesetzt werden. Aus der Benutzung des Wortes „soll“ ergibt 
sich, daß von dieser Anforderung abgewichen werden darf, wenn es dafür nachvollziehbare 
Gründe gibt. Wenn es sich um eine befristete Nutzungsmöglichkeit im Außenbereich handelt, 
fällt das Grundstück nach Ablauf der Frist in seinen Status als Außenbereich nach  
§ 35 BauGB zurück, dazu muß nichts festgesetzt werden. Für Grundstücke im Innenbereich 
gilt nach Fristablauf entweder § 34 BauGB oder der einstweilen überlagerte B-Plan, wenn der 
Zwischennutzungsplan nichts Neues festsetzt. 

d) Die Möglichkeit befristeter Festsetzungen kann in geeigneten Fällen auch dazu benutzt 
werden, zögerliche Grundeigentümer zur Mitwirkung bei der befristeten Bereitstellung von 
(zumindest formal noch Baulandstatus besitzenden) leer stehenden Grundstücken als öffentli-
che Grünfläche zu gewinnen. Mittels befristeter Zulässigkeit kann die Fläche als Grünfläche 
mit Wegerecht zugunsten der Allgemeinheit ausgewiesen werden; die festzusetzende Folge-
nutzung kann wiederum auf die Baulandqualität zurückkommen. Damit wird dem Eigentümer 
die Wiedergewinnung der Baulandqualität zugesichert. Bei hinreichender Verdeutlichung der 
Vorteile einer Zwischennutzung auch für den Eigentümer (der dadurch z.B. Pachteinnahmen 
gewinnen kann), sollte es in aller Regel möglich sein, auf diese Weise die Mitwirkungsbereit-
schaft der betroffenen Grundeigentümer zu gewinnen.  

1.2 Die Zulässigkeit von Zwischennutzungen im unbeplanten Innenbereich 

Die Zulässigkeit einer Nutzung im unbeplanten Innenbereich wird im ersten Schritt nicht we-
sentlich davon beeinflußt, ob sie als Zwischennutzung nur zeitweise oder ob sie auf Dauer 
beabsichtigt ist: Das Vorhaben muß sich gemäß § 34 Abs. 1 BauGB nach Art, Maß, Bauweise 
und überbaubarer Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen. 

Abweichungen von dieser Anforderung gibt es in zweierlei Hinsicht:  

Zum ersten kann gemäß § 34 Abs. 2 BauGB bei der Zulassung der begehrten Art der Nutzung 
auf § 31 Abs. 2 BauGB – also die Befreiung – zurückgegriffen werden, wenn die Eigenart der 
näheren Umgebung einem der Baugebiete der BauNVO entspricht. Hinsichtlich der Tragweite 
dieser Ermächtigung wird auf die unten folgenden Ausführungen zu § 31 Abs. 2 BauGB ver-
wiesen. 
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Zum zweiten kann gemäß § 34 Abs. 3a BauGB vom Erfordernis des Einfügens im Einzelfall 
abgewichen werden, wenn die Abweichung 

1. der Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung eines zulässigerweise 
 errichteten Gewerbe- oder Handwerksbetriebs oder der Erweiterung, Änderung oder 
 Erneuerung einer zulässigerweise errichteten baulichen Anlage zu Wohnzwecken 
 dient, 
2. städtebaulich vertretbar ist und 
3. auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen 

vereinbar ist. 

Die neue Vorschrift ermöglicht:  
 Abweichungen von der speziellen Art, dem Maß und der überbaubaren Grundfläche im 

Rahmen einer bleibenden gewerblichen Nutzung; 
 Bauliche Veränderungen im Rahmen einer bleibenden Wohnnutzung. 

 
Nicht möglich sind über § 34 Abs. 3a BauGB: 
 Nutzungsänderungen von Gewerbe zu Wohnen; 
 Nutzungsänderungen von Wohnen in Gewerbe. 

Die mit der BauGB-Novelle 2004 erlassene Vorschrift ermöglicht auch befristete Nutzungs-
änderungen im Rahmen einer bleibenden gewerblichen Nutzung. § 34 Abs. 3a BauGB erwei-
tert gleichsam die nur auf die Art der Nutzung bezogene Befreiungsmöglichkeit des § 34 Abs. 
2 BauGB für die soeben genannten Vorhaben auf alle Kriterien des Einfügens im Sinne des  
§ 34 Abs. 1 BauGB – also auch auf das Maß der Nutzung, die Bauweise und die Grundstücks-
fläche, die überbaut werden soll. Zur Beurteilung der Reichweite dieser Vorschrift kann in-
sgesamt auf die nachfolgenden Ausführungen zur Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB verwie-
sen werden. 

Die relativ eingeschränkten Befreiungsmöglichkeiten im Rahmen der Anwendung des § 34 
BauGB zeigen jedoch, daß § 34 BauGB im Grundsatz eine „zwischennutzungsfeindliche“ 
Vorschrift ist. Das Einfügungsgebot zielt auf einen städtebaulich erwünschten Endzustand, 
nicht auf Vorläufiges und Vorübergehendes. In der Verwaltungspraxis kann diesem Defizit an 
Flexibilität im Bereich des § 34 BauGB möglicherweise dadurch abgeholfen werden, daß man 
sich des bauordnungsrechtlichen Duldungsvertrags bedient.  

Über einen Duldungsvertrag kann sich die Bauaufsichtsbehörde im Rahmen ihrer pflichtge-
mäßen Ermessensausübung bei der Beseitigung baurechtswidriger Zustände unter bestimmten 
Bedingungen dazu verpflichten, eine planungsrechtlich nicht genehmigungsfähige Nutzung 
für eine bestimmte Frist zu dulden, sofern im Gegenzug die Beseitigung des baurechtswidri-
gen Zustands zum Ende der Frist vertraglich (einschließlich einer Sicherheitsleistung) ver-
bindlich geregelt und zugesagt wird. Haupteinsatzbereich derartiger Duldungsverträge sind 
bereits verwirklichte, formell und materiell illegale Nutzungen im Außenbereich (z.B. zum 
Dauerwohnen benutzte Häuser in Kleingärten); wenn derartige Nutzungen schon längere Zeit 
geduldet wurden, kann es unangemessen sein, die derzeitigen (möglicherweise betagten) Nut-
zer zum Umzug zu zwingen. In solchen Konstellationen werden zuweilen Duldungsverträge 
abgeschlossen, mit denen den derzeitigen Nutzern das Bleiben erlaubt wird – mit der Auflage, 
daß das Haus nach Tod oder Auszug nicht weitervererbt werden darf, sondern abgerissen 
werden muß. 

Solche Duldungsverträge könnten auch für Zwischennutzungen im Geltungsbereich des § 34 
BauGB eingesetzt werden. Das Vorhaben – die Zwischennutzung – bleibt illegal, wird jedoch 
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gegen die Zusage der Entfernung zu einem bestimmten Zeitpunkt oder unter einer bestimmten 
Bedingung geduldet. Derartige Verträge eignen sich jedoch nur für die Umnutzung bereits 
vorhandener baulicher Anlagen. Neue Vorhaben können auf diese Weise nicht ermöglicht 
werden. 

1.3 Beseitigung von baulichen Anlagen und nicht bauliche Nutzungen von  
Grundstücken  

Für beabsichtigte Zwischennutzungen auf Flächen, die im Vollzug von Stadtumbaumaßnah-
men zur Räumung von baulichen Anlagen vorgesehen sind, ist noch der Hinweis wichtig, daß 
die Beseitigung baulicher Anlagen weder im Rahmen des § 30 noch des § 34 BauGB ein be-
achtlicher Vorgang ist. Die Beseitigung baulicher Anlagen ist kein Vorhaben im Sinne des  
§ 29 BauGB und unterliegt daher nicht den Vorschriften des §§ 30 bis 37 BauGB. Ebenfalls 
nicht relevant für das Bauplanungsrecht ist die Nutzung eines von baulichen Anlagen freien 
Grundstücks als „Grabeland“ oder Garten. Die §§ 29 bis 37 BauGB über die „Zulässigkeit 
von Vorhaben“ beschäftigen sich nur mit baulichen Anlagen sowie Aufschüttungen und Ab-
grabungen größeren Umfangs – aber nicht (oder doch nur sehr mittelbar) mit der Nutzung 
eines noch oder wieder unversiegelten Grundstücks. Ein Bebauungsplan kann zwar auch die 
nicht bauliche Nutzung eines unversiegelten Grundstücks festsetzen – z.B. als private Grünf-
läche oder als von der Bebauung freizuhaltende Fläche. Derartige Festsetzungen haben jedoch 
– wie alle Festsetzungen eines Bebauungsplans – nur Angebotscharakter für den Fall der Be-
bauung oder Nutzungsänderung. Erst wenn der Eigentümer auf das Angebot des  
B-Plans eingeht und ein bauliches oder ein sonstiges, bodenrechtlich relevantes Vorhaben 
verwirklicht, muß er auch auf die übrigen Festsetzungen der Bebauungsplans für das betref-
fende Grundstück eingehen und sie im Zusammenhang mit seinem baulichen Vorhaben ver-
wirklichen. 

Wenn eine bauliche Anlage allerdings durch Teilabriß („Rückbau“) nur geändert wird, han-
delt es sich um ein Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB! 

1.4 Die Zulässigkeit von Zwischennutzungen im unbeplanten Außenbereich 

Die Vorschriften des BauGB zur Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich sind grundsätz-
lich bebauungsfeindlich. Der Außenbereich soll von der Bebauung freigehalten werden. Dort 
soll nur das errichtet werden dürfen, was in den Außenbereich gehört (nämlich die in  
§ 35 Abs. 1 aufgezählten privilegierten Vorhaben). Das gilt auch für Zwischennutzungen. 

Eine gewisse Öffnung der Sperrschranke wird in § 35 Abs. 4 für die sog. begünstigten Vorha-
ben vorgenommen. Alle begünstigten Vorhaben knüpfen daran an, daß eine bauliche Anlage 
im Außenbereich bereits vorhanden ist (nachdem sie dort zulässigerweise errichtet wurde), 
die nun ihren ursprünglichen Rechtfertigungsgrund im Außenbereich (z.B. als Hofstelle oder 
als Betriebsgebäude) verloren hat. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 35 Abs. 4 BauGB 
für die Zulässigkeit einer Zwischennutzung dürften jedoch in aller Regel nicht vorliegen, weil 
die für eine Zwischennutzung interessanten Anlagen – z.B. militärische Anlagen oder Bahn-
anlagen – von den in § 35 Abs. 4 genannten „Ausgangsbauwerken“ nicht erfaßt sind: Von § 
35 Abs. 4 BauGB werden im wesentlichen nur aufgegebene Hofstellen, zu kleine Gewerbe-
triebe oder die Kulturlandschaft prägende Gebäude erfaßt. 
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2. Welche Möglichkeiten bestehen im Hinblick auf die Erteilung von planungsrech-
tlichen Befreiungen im beplanten und unbeplanten Innenbereich? Wie können 
und müssen diese begründet werden? Welche Risiken werden mit einer pla-
nungsrechtlichen Befreiung eingegangen? 

Planungsrechtliche Befreiungen können nach § 31 Abs. 2 BauGB unter folgenden Vorausset-
zungen erteilt werden: 

Von den Festsetzungen des Bebauungsplans kann befreit werden, wenn die Grundzü-
ge der Planung nicht berührt werden und 
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder 
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 
3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten 

Härte führen würde 
und die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentli-
chen Belangen vereinbar ist. 

Bei Zwischennutzungen kommt in der Regel nur der Befreiungsgrund nach Nr. 2 – die städte-
bauliche Vertretbarkeit – in Frage: Die angestrebte Nutzung erscheint – jedenfalls als Zwi-
schennutzung – städtebaulich vertretbar und auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen 
mit den öffentlichen Belangen vereinbar. In Ausnahmefällen können auch Gründe des Wohls 
der Allgemeinheit die Zwischennutzung erfordern. Dazu ist jedoch erforderlich, daß die Zwi-
schennutzung im öffentlichen Interesse und nicht überwiegend privatnützig erfolgt.  

Das Problem bei der Zulassung einer Befreiung für Zwischennutzungen liegt in der Regel in 
der Abweichung von der im Bebauungsplan festgesetzten Art der Nutzung. Denn nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung werden durch eine beabsichtigte Abweichung von der 
festgesetzten Art der baulichen Nutzung in aller Regel die Grundzüge der Planung berührt2. 
Dies gilt nur dann nicht, wenn lediglich eine Randkorrektur der Planung3 herbeigeführt wird 
(im Beispielfall ging es um die Änderung der Nutzung von vier Parzellen zu WA in einem 
Gebiet mit 132 Parzellen, das als WR festgesetzt war). Im übrigen wird verlangt, daß die Ab-
weichung – soll sie mit den Grundzügen der Planung vereinbar sein – durch das planerische 
Wollen gedeckt sein muß. Es muß – mit anderen Worten – angenommen werden können, die 
Abweichung liege noch im Bereich dessen, was der Planer gewollt hat oder gewollt hätte, 
wenn er die weitere Entwicklung einschließlich des Grundes für die Abweichung gekannt 
hätte4

Bei der Einordnung der Genehmigungsfähigkeit einer Zwischennutzung in das Rechtsinstitut 
der Befreiung müssen jedoch andere Maßstäbe angelegt werden als bei der Beurteilung einer 
endgültig beabsichtigten Abweichung. Endgültig dürfen über § 31 Abs. 2 BauGB nur „Rand-
korrekturen“ ermöglicht werden; nach der Rechtsprechung muß es sich um „atypische Son-

.  

Diese Voraussetzungen scheinen für Zwischennutzungen (jedenfalls großflächiger Art) nur 
selten vorzuliegen: Die Art der Nutzung wird im Vergleich zur Vornutzung erheblich geän-
dert, und dies geschieht häufig im Rahmen schlechthin nicht vorhergesehener und nicht vor-
hersehbarer Umstände. Wie soll dann ein hypothetischer Planerwille zugunsten der Abwei-
chung konstruiert werden?  

                                                 
2  BVerwG, Beschl. vom 15. 03. 2000 – 4 B 18.00 –, ZfBR 2001, S. 131 (132).  
3  Dürr in: Brügelmann, BauGB, § 31 Rn. 30 (34. Lfg. April 1997). 
4  So BVerwG, Urt. vom 9. März 1990 – 8 C 76.88 –, ZfBR 1990, S. 250 – 254. 
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derfälle“ handeln5

 ob die Zwischennutzung als isoliertes Ereignis im Zeitablauf eingeordnet werden 
kann, das nach der Beendigung keine wesentlichen Spuren zurücklassen wird (dann 
werden die Grundzüge der ursprünglichen und nun wieder uneingeschränkt geltenden 
Planung nicht berührt) oder  

. Bei Zwischennutzungen geht es jedoch nur um eine zeitweise Abwei-
chung. Nach Beendigung der Zwischennutzung soll der ursprüngliche Festsetzungskatalog 
wieder uneingeschränkt gelten. Das ist eine völlig andere Konstellation als die einer (endgül-
tigen) Randkorrektur. Bei Zwischennutzungen kommt es für die Einhaltung der Grundzüge 
der Planung nur darauf an,  

 ob die Zwischennutzung die bisherigen Konstellationen nachhaltig so verändern wird, 
daß nach ihrem Ende vernünftigerweise nicht mehr zum Status Quo zurückgekehrt 
werden kann (dann sind die Grundzüge der Planung berührt). 

Diese Sichtweise stimmt mit der des Gesetzgebers durchaus überein. Denn der Gesetzgeber 
hat mit dem Gesetz zur Erleichterung des Wohnungsbaus im Planungs- und Baurecht sowie 
zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften (Wohnungsbauerleichterungsgesetz – Wo-
BauErlG) vom 17. Mai 1990 in dessen Art. 2 (dem Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch – 
BauGB-MaßnahmenG) eine Vorschrift in Kraft gesetzt, die die Zulassung von Vorhaben zur 
„vorübergehenden Unterbringung“ und zum „vorübergehenden Wohnen“ im Geltungsbereich 
von Bebauungsplänen mit der gleichen Logik wie soeben dargetan über die Erteilung von 
Befreiungen ermöglichen wollte und vielfältig ermöglicht hat. Diese Vorschrift lautete  
(§ 4 BauGB-MaßnahmenG): 

Zulässigkeit von Vorhaben 
(1) Gründe des Wohls der Allgemeinheit im Sinne des § 31 Abs. 2 Nr. 1 des Bauge-
setzbuchs liegen bei dringendem Wohnbedarf, auch zur vorübergehenden Unterbrin-
gung und zum vorübergehenden Wohnen, vor; bei vorübergehender Unterbringung 
und beim vorübergehenden Wohnen ist die Befreiung nicht auf Einzelfälle beschränkt. 
Satz 1 ist auf die Befreiung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 des Baugesetzbuchs entspre-
chend anzuwenden. 

Insbesondere die Öffnung der Befreiungsvorschrift nicht nur für Einzelfälle, wenn sie sich auf 
einen vorübergehenden Zweck (hier die Unterbringung und das Wohnen) beschränkt, ent-
spricht dem obigen Gedankengang: Befristete Gestattungen stellen das auf Dauer angelegte 
Grundkonzept des Bebauungsplans nicht in Frage – auch wenn die Nutzung in sich von der 
dauerhaft vorgesehenen Nutzung stark abweicht; sie können daher über eine Befreiung er-
möglicht werden. In § 4 BauGB-MaßnahmenG brauchte die mögliche Verletzung der Grund-
züge der Planung nicht behandelt zu werden, da diese Worte seinerzeit noch alleiniger Be-
standteil des § 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB waren und – jedenfalls nach dem Wortlaut des Geset-
zes – nicht als Obersatz auch für die Nr. 1 galten. Die Überführung der Grundzüge der Pla-
nung in die allgemeinen Voraussetzungen einer Befreiung erfolgte erst mit dem BauROG 
1998. 

Im Ergebnis heißt dies: Zeitlich klar begrenzte Zwischennutzungen, nach deren Beendigung 
aller Voraussicht nach der ursprüngliche Zustand wiederhergestellt werden kann und die wäh-
rend ihrer Laufzeit das städtebauliche Umfeld nicht unwiederbringlich verändern, können 
über § 31 Abs. 2 Nr. 2 als städtebaulich vertretbar (oder auch zum Wohle der Allgemeinheit) 
im Wege der Befreiung zugelassen werden. Städtebauliche Vertretbarkeit liegt vor, wenn die 
Zwischennutzung auch der abwägungsgerechte Gegenstand eines Bebauungsplans sein könn-

                                                 
5  Zur Problematik der Atypik siehe ausführlich Söfker in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 
 BauGB, § 31 Rn. 29 (Lfg. 82, Dezember 2006). 
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te. Die Grundzüge der Planung werden nicht berührt, weil sie nur zeitweilig in den Hinter-
grund treten, ohne ihre Geltungskraft zu verlieren. Es geht hier nicht um dauerhafte „Rand-
korrekturen“, sondern um eine vorübergehende und daher unschädliche Zurücksetzung der 
unverändert fortgeltenden Prinzipien. 

Mit einer solchen Befreiung werden keine größeren (und keine kleineren) Risiken eingegan-
gen als mit jeder Baugenehmigung unter der Erteilung einer Befreiung: § 31 Abs. 2 BauGB 
ist eine „nachbarschützende Vorschrift“, so daß vor der Befreiung sondiert werden sollte, ob 
streitlustige Nachbarn vorhanden sind.  

Diese Aussagen gelten auch für Abweichungen vom festgesetzten Maß der baulichen Nut-
zung und für Überschreitungen der festgesetzten zu überbauenden Grundstücksfläche, sofern 
dies ebenfalls städtebaulich vertretbar ist.  

Wenn allerdings absehbar ist, daß der ursprünglich festgesetzte Rahmen nicht wiederkehren 
wird und die Zwischennutzung nur eine Zwischenstation auf dem Weg zu einer gänzlichen 
Neuordnung ist, dann ist die Befreiung nach deutschem Recht nicht möglich; vielmehr muß 
dann förmlich geplant werden. Das niederländische Recht kennt für diese Konstellation das 
Instrument der „Befreiung auf Probe“: Auch bei Aussicht auf eine dauerhafte Umplanung 
kann in den Niederlanden zunächst der Weg der befristeten Befreiung gewählt werden, um 
dem Vorhabenträger (und der planenden Kommune) Gelegenheit zu geben, die Wirkungen 
einer veränderten Nutzung zu erproben. Wenn (innerhalb der Frist von sechs Jahren) alles gut 
geht, wird der Bebauungsplan entsprechend geändert. Wenn nicht, hat man sich einen (frucht-
losen) Planungsakt erspart und kann zu gänzlich anderen Überlegungen kommen. 

3. Welche Möglichkeiten bestehen im Hinblick auf die Erteilung von bauordnungs-
rechtlichen Befreiungen? Wie können und müssen diese begründet werden? 

In der Praxis scheint die bauordnungsrechtliche Befreiungslage mitunter schwieriger zu sein 
als die planungsrechtliche. Die Vorschriften der Bauordnungen der Länder entsprechen im 
Wesentlichen der Musterbauordnung (MBO) von 2002. Daher wird zur Darstellung der Prob-
lemlage und der Lösungsmöglichkeiten auf die Musterbauordnung zurückgegriffen. Die ent-
sprechenden Vorschriften der Länder finden sich in der Anlage. 

Die bauordnungsrechtliche Befreiung ist unter der Überschrift „Abweichungen“ in § 67 der 
MBO geregelt. Dort heißt es: 

§ 67 Abweichungen 

(1)  Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes 
und aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berücksichti-
gung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich 
geschützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anfor-
derungen des § 3 Abs. 1 vereinbar sind. § 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt; der Zulassung ei-
ner Abweichung bedarf es auch nicht, wenn bautechnische Nachweise durch einen Prüfsach-
verständigen bescheinigt werden. 

(2)  Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen 
von den Festsetzungen eines Bebauungsplans, einer sonstigen städtebaulichen Satzung nach § 
31 BauGB oder von Regelungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) über die zulässige 
Art der baulichen Nutzung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 BauGB ist gesondert schriftlich zu 
beantragen; der Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die keiner Genehmigung bedürfen, 
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sowie für Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprüft 
werden, gilt Satz 1 entsprechend. 

(3)  Über Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von örtlichen Bauvorschriften sowie über 
Ausnahmen und Befreiungen nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet bei verfahrensfreien Bauvor-
haben die Gemeinde nach Maßgabe der Absätze 1 und 2. 

Mit dieser Neuformulierung hat sich die MBO von der vorherigen, jahrzehntelang geltenden 
Fassungen der Befreiungsvorschrift verabschiedet. Die zuvor geltenden Fassungen stammten 
aus der preußischen Bauordnung von 1902; diese sahen zwei Befreiungsgründe vor:  

 Zum einen das allgemeine Wohl (das eine Befreiung rechtfertigte, die im öffentlichen 
Interesse liegt); 

 zum anderen die unbeabsichtigte Härte im Einzelfall (die eine Abweichung zugunsten 
eines unbeabsichtigt betroffenen privaten

Diesem seit Jahrzehnten überkommenen Wortlaut folgte auch das Bundesbaugesetz von 1960 
in der Absicht, die bauplanungsrechtliche Befreiung möglichst parallel zur bauordnungsrech-
tlichen Befreiung zu halten. Erst in den 1980er Jahren erfand der Bundesgesetzgeber den zu-
sätzlichen (allein planungsrechtlichen) Befreiungsgrund der städtebaulichen Vertretbarkeit. 
Damit wollte er der sehr restriktiven Auslegung des § 31 Abs. 2 BBauG/BauGB durch die 
Rechtsprechung entgegentreten. Diese hatte mit dem ungeschriebenen Tatbestandsmerkmal 
der „Atypik“ die Erteilung von Befreiungen auf atypische Einzelfälle zurückgedrängt und es 
damit unmöglich gemacht, im harmlosen (aber nicht untypischen) Einzelfall zunächst einmal 
mit der Befreiung zu arbeiten und erst bei einer gehäuften Antragstellung zur Planänderung 
überzugehen. 

Der neue Text der MBO ist stärker zweckorientiert: Befreiungen sind zulässig, wenn sie unter 
Berücksichtigung des Zwecks der Vorschrift (von deren Einhaltung befreit werden soll)  
- mit den (rein) 

 Bauherren ermöglichte). 

öffentlichen Belangen und 
- mit den öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen

(3)  Die von der obersten Bauaufsichtsbehörde durch öffentliche Bekanntmachung als 
Technische Baubestimmungen eingeführten technischen Regeln sind zu beachten. Bei der 
Bekanntmachung kann hinsichtlich ihres Inhalts auf die Fundstelle verwiesen werden. Von 
den Technischen Baubestimmungen kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen Lö-

 Belangen 
vereinbar sind.  

Die Konzentration des Gedankengangs auf den Zweck der Vorschrift kommt noch stärker als 
in § 67 in § 3 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 3 MBO zum Ausdruck, auf den in § 67 Abs. 1 Satz 1 
und 2 MBO verwiesen wird. § 3 MBO lautet (mit seinen Folgeverweisungen): 

§ 3 Allgemeine Anforderungen 

(1)  Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Le-
bensgrundlagen, nicht gefährdet werden. 

(2)  Bauprodukte und Bauarten dürfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung 
die baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer Instandhaltung während einer dem Zweck ent-
sprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund die-
ses Gesetzes erfüllen und gebrauchstauglich sind. 
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sung in gleichem Maße die allgemeinen Anforderungen des Absatzes 1 erfüllt werden; § 17 
Abs. 3* und § 21** bleiben unberührt. 

(4)  Für die Beseitigung von Anlagen und für die Änderung ihrer Nutzung gelten die Ab-
sätze 1 und 3 entsprechend. 

* § 17 Abs. 3 MBO lautet: 

(3) Bauprodukte, für die technische Regeln in der Bauregelliste A nach Absatz 2 bekannt gemacht worden sind 
und die von diesen wesentlich abweichen oder für die es Technische Baubestimmungen oder allgemein aner-
kannte Regeln der Technik nicht gibt (nicht geregelte Bauprodukte), müssen  
1.  eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung (§ 18), 
2.  ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis (§ 19) oder 
3.  eine Zustimmung im Einzelfall (§ 20) haben. Ausgenommen sind Bauprodukte, die für die Erfüllung 
der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes nur eine untergeordnete Bedeutung haben und 
die das Deutsche Institut für Bautechnik im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehörde in einer Liste C 
öffentlich bekannt gemacht hat. 

** § 21 MBO lautet: 

(1) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen wesentlich abweichen oder für die es allgemein anerkann-
te Regeln der Technik nicht gibt (nicht geregelte Bauarten), dürfen bei der Errichtung, Änderung und Instandhal-
tung baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn für sie  
1.  eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung (§ 18) oder 
2.  eine Zustimmung im Einzelfall (§ 20) 
erteilt worden ist. Anstelle einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung genügt ein allgemeines bauaufsichtli-
ches Prüfzeugnis, wenn die Bauart nicht der Erfüllung erheblicher Anforderungen an die Sicherheit baulicher 
Anlagen dient oder nach allgemein anerkannten Prüfverfahren beurteilt wird. Das Deutsche Institut für Bautech-
nik macht diese Bauarten mit der Angabe der maßgebenden technischen Regeln und, soweit es keine allgemein 
anerkannten Regeln der Technik gibt, mit der Bezeichnung der Bauarten im Einvernehmen mit der obersten 
Bauaufsichtsbehörde in der Bauregelliste A bekannt. § 17 Abs. 5 und 66 sowie §§ 18, 19 Abs. 2 und § 207

                                                 
6  § 17 Abs. 5 und 6 lauten: 

(5) Bei Bauprodukten nach Absatz 1 Nr. 1, deren Herstellung in außergewöhnlichem Maß von der Sach-
kunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen Vorrich-
tungen abhängt, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall 
oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehörde vorgeschrieben werden, dass der Herstel-
ler über solche Fachkräfte und Vorrichtungen verfügt und den Nachweis hierüber gegenüber einer Prüfstel-
le nach § 25 zu erbringen hat. In der Rechtsverordnung können Mindestanforderungen an die Ausbildung, 
die durch Prüfung nachzuweisende Befähigung und die Ausbildungsstätten einschließlich der Anerken-
nungsvoraussetzungen gestellt werden. 
(6) Für Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres besonderen Verwendungs-
zwecks einer außergewöhnlichen Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedürfen, 
kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Rechts-
verordnung der obersten Bauaufsichtsbehörde die Überwachung dieser Tätigkeiten durch eine Überwa-
chungsstelle nach § 25 vorgeschrieben werden. 

7  Die zitierten Vorschriften (§§ 18, 19 Abs. 2 und § 20) haben folgenden Wortlaut: 
 § 18 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 

(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik erteilt eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung für nicht gere-
gelte Bauprodukte, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 3 Abs. 2 nachgewiesen ist. 
(2) Die zur Begründung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufügen. Soweit erforderlich, sind 
Probestücke vom Antragsteller zur Verfügung zu stellen oder durch Sachverständige, die das Deutsche In-
stitut für Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen oder Probeausführungen unter Aufsicht der Sachver-
ständigen herzustellen. § 69 Abs. 2 gilt entsprechend. 
(3) Das Deutsche Institut für Bautechnik kann für die Durchführung der Prüfung die sachverständige Stelle 
und für Probeausführungen die Ausführungsstelle und Ausführungszeit vorschreiben. 

 ge-
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lten entsprechend. Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauauf-
sichtsbehörde im Einzelfall oder für genau begrenzte Fälle allgemein festlegen, dass eine allgemeine bauaufsich-
tliche Zulassung, ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis oder eine Zustimmung im Einzelfall nicht erfor-
derlich ist. 
(2) Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann durch Rechtsverordnung vorschreiben, dass für bestimmte Bauarten, 
auch soweit sie Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, Absatz 1 ganz oder teilweise an-
wendbar ist, wenn die anderen Rechtsvorschriften dies verlangen oder zulassen. 

In der Gesamtschau ist diesen Vorschriften zu entnehmen, daß „die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundlagen“, durch 
eine Befreiung keinesfalls gefährdet werden dürfen, daß jedoch die Instrumente und Metho-
den, mit denen dieser Schutz gewährleistet werden soll, im Einzelfall austauschbar sind, und 
zwar auch aufgrund von Bescheinigungen für den Einzelfall. Es kommt auf das Ergebnis an, 
nicht auf die wortgetreue Einhaltung jeder Einzelvorschrift. 

Diese Vorschriften müssen gerade bei Zwischennutzungen konstruktiv angewendet werden. 
Das Bauordnungsrecht mit den inkorporierten technischen Vorschriften ist im allgemeinen 
auf die Herstellung sehr langfristiger Sicherheit angelegt. Bauwerke werden üblicherweise für 
Jahrzehnte errichtet; zuweilen überdauern sie Jahrhunderte. Dieser Langfristigkeit entspre-
chen die konstruktiven und technischen Vorgaben des Bauordnungsrechts. Bei der Zulassung 
von Zwischennutzung muß jedoch auch in Betracht gezogen werden, daß die Nutzungsdauer 
übersehbar und eher kurzfristig ist. Die öffentliche Sicherheit und Ordnung können hier mög-
licherweise auch mit behelfsmäßigen Lösungen ausreichend garantiert werden. Auf Sicherheit 
darf nicht verzichtet werden, sie ist jedoch möglicherweise auch anders herzustellen als es für 
den Regelfall vorgesehen und vorgeschrieben ist. 

Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg enthält als einzige LBO auch gezielte Er-
leichterungen für die Zulassung befristeter Nutzungen. So heißt es in § 56 Abs. 4 der Baden-
Württembergischen Landesbauordnung: 

Ferner können Ausnahmen von den Vorschriften in den §§ 4 bis 37 dieses Gesetzes 
oder auf Grund dieses Gesetzes zugelassen werden  
1.  bei Gemeinschaftsunterkünften, die der vorübergehenden Unterbringung oder 

dem vorübergehenden Wohnen dienen, 

                                                                                                                                                         
(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und für eine bestimmte Frist erteilt, die in 
der Regel fünf Jahre beträgt. Die Zulassung kann mit Nebenbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf 
schriftlichen Antrag in der Regel um fünf Jahre verlängert werden; § 73 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
(5) Die Zulassung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt. 
(6) Das Deutsche Institut für Bautechnik macht die von ihm erteilten allgemeinen bauaufsichtlichen Zulas-
sungen nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt öffentlich bekannt. 
(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach dem Recht anderer Länder gelten auch im Land ..... . 

§ 19 Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis 
(1) ... 
(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis wird von einer Prüfstelle nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
für nicht geregelte Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 3 Abs. 2 
nachgewiesen ist. § 18 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend. 
 
§ 20 Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall 
Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehörde dürfen im Einzelfall 
1.  Bauprodukte, die ausschließlich nach dem Bauproduktengesetz oder nach sonstigen Vorschriften zur 
Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften in Verkehr gebracht und gehandelt werden 
dürfen, jedoch deren Anforderungen nicht erfüllen, und 
2.  nicht geregelte Bauprodukte verwendet werden, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 3 Abs. 2 
nachgewiesen ist. Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bau-
aufsichtsbehörde im Einzelfall erklären, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist. 
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2.  bei baulichen Anlagen, die nach der Art ihrer Ausführung für eine dauernde 
Nutzung nicht geeignet sind oder die für eine begrenzte Zeit aufgestellt werden 
(Behelfsbauten),  

3.  bei kleinen, Nebenzwecken dienenden Gebäuden ohne Feuerstätten, wie Ge-
schirrhütten, 

4.  bei freistehenden anderen Gebäuden, die allenfalls für einen zeitlich begrenz-
ten Aufenthalt bestimmt sind, wie Gartenhäuser, Wochenendhäuser oder 
Schutzhütten. 

4. Was gilt für Flächen unter Fachplanungsvorbehalt nach § 38 BauGB oder mili-
tärische Liegenschaften nach § 37 BauGB? Wie kann mit förmlich gewidmeten 
Straßenverkehrsflächen umgegangen werden? 

Flächen unter Fachplanungsvorbehalt, Flächen für militärische Liegenschaften und förmlich 
gewidmete Straßenverkehrsflächen haben gemeinsam, daß das Bauplanungsrecht – zum Teil 
auch das Bauordnungsrecht – von den Sondervorschriften des Fachplanungsrechts, von Zulas-
sungsprivilegien oder vom Straßenrecht überlagert wird. Dadurch können Zwischennutzungen 
erschwert, im Einzelfall aber auch erleichtert werden. Darauf wird nachfolgend eingegangen. 

4.1 Flächen unter Fachplanungsvorbehalt und Zwischennutzungen 

Das Wesen der kraft § 38 BauGB privilegierten Fachplanungen liegt darin, daß ihre Festset-
zungen den planungsrechtlichen Vorschriften vorgehen: Auf Sachverhalte, die durch Planfest-
stellung geregelt sind, sind die §§ 30 bis 37 BauGB nicht mehr anwendbar. Das gilt uneinge-
schränkt auch für Zwischennutzungen. Dabei ist jedoch zu beachten, daß Planfeststellungsbe-
schlüsse die von ihnen geregelten Vorhaben dreidimensional ergreifen und außerdem stets auf 
den bestimmten Zweck der Fachplanung ausgerichtet sind. Dies hat folgende Konsequenzen: 

Planfeststellungsbeschlüsse können sich auf bestimmte Ebenen unterhalb und oberhalb der 
Erdoberfläche beschränken (Beispiel: Tunnel); wenn und soweit dies der Fall ist, können in 
dem von der Planfeststellung nicht mehr betroffenen dreidimensionalen Bereich (z.B. auf der 
Oberfläche über dem Tunnel) Zwischennutzungen nach den oben geschilderten Grundsätzen 
der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit eröffnet werden (z.B. durch einen Bebauungsplan, 
dessen Geltung sich auf die Fläche oberhalb des Tunnels beschränkt). 

Planfeststellungsbeschlüsse gelten nur im Rahmen ihrer Zweckbestimmung. Planfeststellun-
gen nach Eisenbahnrecht erfassen z.B. nur bahnbetrieblich notwendige Vorhaben und Nut-
zungen. Bahnfremde Vorhaben und Nutzungen werden von der Planfeststellung nicht erfaßt. 
Sie können – nach anderen Vorschriften, z.B. nach Bauplanungsrecht – zulässig sein, wenn 
sie den Bahnbetrieb nicht stören. Sie können auch – nach den einschlägigen anderweitigen 
Vorschriften des Bauplanungsrechts – unzulässig sein, obwohl sie den Bahnbetrieb nicht stö-
ren (z.B. nicht dem Reisebedarf dienende Geschäfte im Bahnhofsbereich, deren Sortimente an 
dieser Stelle bauplanungsrechtlich ausgeschlossen sind).  

Für Zwischennutzungen heißt dies: Durch Bauleitplanung können direkt im planfestgestellten 
Bahnbereich Nutzungen zugelassen werden, wenn sie mit dem Bahnbetrieb vereinbar sind. 
Die Vereinbarkeit kann auch darauf beruhen, daß die Bahn die bisherige Nutzung bereits auf-
gegeben hat, jedoch (in nachvollziehbar begründeter Weise) noch unschlüssig ist, ob die Flä-
che in fernerer Zukunft für andere Bahnbetriebszwecke benötigt wird. Wegen des Fachpla-
nungsvorbehalts kann der Bebauungsplan die endgültige Zulässigkeit nur unter der Bedin-
gung eröffnen, daß die Fläche aus dem Fachplanungsvorbehalt entlassen wird. Eine befristete 
Zulässigkeit dürfte jedoch auch noch unter Geltung des Fachplanungsvorbehalts eröffnet wer-



19 
 

den können, beispielsweise unter der zuvor zu klärenden und sodann festzusetzenden Bedin-
gung, daß der Fachplanungsträger der Zwischennutzung für die im Plan bestimmte Frist zu-
gestimmt hat. 

4.2 Flächen mit Vorhaben, die der Landesverteidigung dienen oder gedient haben 

Die in § 37 eingeräumte Privilegierung für bauliche Maßnahmen des Bundes und der Länder, 
insbesondere für Vorhaben, die der Landesverteidigung dienen, reicht nur soweit und solange, 
wie der Zweck der Privilegierung fortbesteht. Sobald die (z.B. militärische) Nutzung aufge-
geben wird, entfällt die Privilegierung und etwa errichtete Anlagen müssen – nach Maßgabe 
einer Ermessensentscheidung der zuständigen Bauaufsichtsbehörde8 – grundsätzlich zurück-
gebaut werden. Dies gilt jedenfalls für den Außenbereich. 

Die Rückbaupflicht kann erstens sehr teuer sein und zweitens können Interessen an einer 
sinnvollen Nachnutzung – zumindest für einen befristeten Zeitraum – bestehen. In solchen 
Fällen muß bei nicht nach § 35 Abs. 1 BauGB privilegierten Vorhaben entweder eine Bauleit-
planung erfolgen (z.B. für Photovoltaik-Kraftwerken auf ehemals militärisch genutzten Flug-
plätzen) oder es muß die Zulassungsfähigkeit nach § 35 Abs. 2 BauGB auch in den Fällen 
konstruktiv geprüft werden, in denen es sich nicht um begünstigte Vorhaben handelt. 

Nach § 35 Abs. 2 BauGB können sonstige Vorhaben im Außenbereich im Einzelfall zugelas-
sen werden, wenn ihre Ausführung oder Benutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt 
und die Erschließung gesichert ist. Die Vorschrift hat ihrem Wortlaut nach deutliche Ähnlich-
keit mit den Befreiungsvorschriften (ein Vorhaben „kann im Einzelfall zugelassen werden, 
wenn öffentliche Belange nicht beeinträchtigt werden“); bei rechtsdogmatisch zutreffender 
Würdigung stellt sie eine Ermessensvorschrift dar, mit der vom Bauverbot im Außenbereich 
befreit werden kann. Das Bundesverwaltungsgericht hat zwar im Jahre 1965 entschieden, daß 
es sich nicht

4.3 Zwischennutzungen auf Straßenland 

 um eine Ermessensvorschrift handele: Wenn öffentliche Belange nicht beeint-
rächtigt würden, bestehe ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Genehmigung. Diese Entschei-
dung kann jedoch – analog der Rechtsprechung des BVerwG zum ähnlich gelagerten  
§ 31 Abs. 2 BauGB – als ein Fall der Ermessensreduktion auf Null eingeordnet werden.  

Für die Zulassung von Zwischennutzungen auf derartigen Flächen heißt dies: Die Bauauf-
sichtsbehörden sollten in Würdigung des Rechtsgedankens der begünstigten Vorhaben nach § 
35 Abs. 4 BauGB („Wo sich schon eine bauliche Anlage befindet, sollte eine Nachnutzung 
bei vernünftiger Begründung nicht versagt werden“) und in Analogie zu den Argumenten, die 
zugunsten der Befreiung bei befristeten Vorhaben sprechen (siehe oben) auch Anträgen auf 
sinnvolle Zwischennutzungen von entprivilegierten Anlagen des Bundes und der Länder – 
insbesondere bei ehemals militärischen Anlagen – positiv gegenüberstehen. § 35 Abs. 2 
BauGB gewährt bei vernünftiger Anwendung der unbestimmten Begriffe hinreichenden Ent-
scheidungsspielraum für die Zulassung solcher Anlagen auch ohne Bauleitplanung. 

Straßenland unterliegt nicht nur dem Bauplanungsrecht, sondern auch dem Straßenrecht. 
Nach der Widmung als öffentliches Straßenland hat die Allgemeinheit ein Recht auf ungehin-
derte Ausübung des Gemeingebrauchs an der Straße. Die gilt unabhängig von der Frage, ob 
sich das Straßenland im öffentlichen Eigentum oder in Privateigentum befindet.  

                                                 
8  Vgl. BVerwG, Beschl. vom 21.11.2000 – 4 B 36/00 –, juris. 
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Wenn (zeitweilig) nicht benötigtes Straßenland für Zwischennutzungen bereitgestellt werden 
soll, muß die Widmung entsprechend eingeschränkt oder ganz aufgehoben werden. Daneben 
muß geprüft werden, ob die Straße nach der Zwischennutzung wieder eröffnet werden soll 
(dann ist nach dem oben Gesagten eine Befreiung von der Einhaltung von der Festsetzung als 
Verkehrsfläche in einem Bebauungsplan denkbar) oder ob nach der Zwischennutzung eine 
gänzlich andere Nutzung in Aussicht steht (dann sollte der Bebauungsplan durch Festsetzung 
der Zwischennutzung als befristet zulässige Nutzung mit Angabe der Folgenutzung geändert 
werden).  

5. Was ist bei regulärer oder irregulärer Nutzungsaufgabe und Beendigung der 
Zwischennutzung zu beachten? Wie können Beseitigungsverlangen durchgesetzt 
werden? 

Die Beseitigung rechtmäßig errichteter baulicher Anlagen steht grundsätzlich in der Entschei-
dungsfreiheit des Grundeigentümers; nur wenn von der Anlage Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung ausgehen (z.B. weil sie baufällig ist), kann die Bauaufsicht einschrei-
ten, in der Regel aber nur mit der Anordnung von Sicherungsmaßnahmen und nicht mit einer 
Beseitigungsverfügung.  

Diese Rechtslage ändert sich, wenn die Baugenehmigung für das zu beseitigende Vorhaben 
nur befristet ausgesprochen wurde und die Frist abgelaufen ist. Dann wird das Vorhaben zur 
formell und materiell illegalen Anlage und die Bauaufsicht kann nach pflichtgemäßem Er-
messen die Beseitigung anordnen. Die Kosten müssen vom Eigentümer und/oder Vorhaben-
träger übernommen werden. Dies setzt allerdings faktisch voraus, daß dieselben rechtlich und 
ökonomisch noch greifbar sind. Das ist nicht allzeit der Fall. Deshalb wird die Bauaufsichts-
behörde durchaus nicht immer tätig. Wenn die Bauaufsichtsbehörde nicht Bestandteil der 
Gemeindeverwaltung ist (wie stets bei kleineren Gemeinden), ist die Gemeinde insoweit 
machtlos, sofern man ihr nicht einen Anspruch auf Einschreiten gegen die Bauaufsichtsbe-
hörde zugesteht. Ein solcher Anspruch läßt sich jedoch mit guten Argumenten aus der Pla-
nungshoheit der Gemeinde herleiten: Wenn die Gemeinde in ihrer Bauleitplanung eine nur 
befristete Zulässigkeit festsetzt, muß sie von der Bauaufsicht bei der Durchsetzung der Been-
digung der Nutzung unterstützt werden. Das ergibt sich letztlich aus der Garantie der kommu-
nalen Selbstverwaltung.  

Zur Abwehr eines solchen Anspruchs könnte die Bauaufsicht die Gemeinde auf die Möglich-
keit der Anordnung eines Rückbaugebots nach § 179 BauGB verweisen. Dieses Gebot wäre 
durch die Gemeinde auszusprechen und zu vollziehen. Damit wäre das finanzielle Risiko von 
der Bauaufsicht abgewendet. 

Die Anordnung eines Rückbaugebots nach § 179 BauGB setzt voraus, daß das Vorhaben  
 entweder den Festsetzungen des geltenden Bebauungsplans widerspricht und ihnen 

auch nicht angepaßt werden kann oder  
 (wiederum nur im Geltungsbereich eines Bebauungsplans) erhebliche Mißstände oder 

Mängel aufweist, die auch durch Instandsetzung und/oder Modernisierung nicht beho-
ben werden können. 

Bei Festsetzung einer nur befristeten Zulässigkeit einer Zwischennutzung dürfte in der Regel 
der erste Rechtfertigungsgrund für ein Rückbaugebot (Widerspruch gegen die Festsetzungen 
des geltenden Bebauungsplans) vorliegen. Möglicherweise lassen sich auch die von § 175 
Abs. 2 BauGB geforderten (zusätzlichen) städtebaulichen Gründe dafür finden und nachwei-
sen, warum die bauliche Anlage beseitigt werden soll (allein der Widerspruch zu den Festset-
zungen des Bebauungsplans genügt dafür nicht). Das Rückbaugebot ist aber der Sache nach 
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nur ein Rückbauduldungsgebot, so daß die Kosten endgültig (und nicht nur im Falle des 
Nicht-Beitreiben-Könnens) von der Gemeinde zu übernehmen sind. Daran dürfte der Aus-
spruch des „Rückbauduldungsgebots“ in der Regel scheitern.  

Bei Vorhaben im Außenbereich ist die Rechtslage wiederum anders: 

 Zum ersten ist seit dem Jahr 2004 im BauGB vorgesehen, daß die Genehmigung für 
Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB nur erteilt werden darf, wenn sich der 
Vorhabenträger zur Beseitigung der Anlagen nach dauerhafter Aufgabe der Nutzung 
verpflichtet hat (§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB). Diese Vorschrift gilt jedoch nur für seit 
2004 genehmigte Vorhaben, zudem werden Vorhaben, die nach § 35 Abs. 2 BauGB 
zugelassen wurden, von der Rückbaupflicht nicht erfaßt. Für Zwischennutzungen ist 
diese Vorschrift nur relevant, wenn es sich um privilegierte Vorhaben nach § 35 Abs. 1 
Nr. 2 bis 6 (z.B. um Windkraftanlagen) handelt. 

 Zum zweiten kann in manchen Bundesländern ein Rückbaugebot (auf Kosten des Ad-
ressaten) ausgesprochen werden, wenn durch eine dauerhaft nicht mehr genutzte Anla-
ge das Landschaftsbild verunstaltet wird. Dies setzt allerdings voraus, daß die wirt-
schaftlichen Folgen für den Adressaten zumutbar sind. 

 Zum dritten ist durch obergerichtliche Rechtsprechung entschieden, daß ein Vorhaben, 
das nach § 37 z.B. als militärische Anlage genehmigt wurde, auch im Falle einer unbef-
risteten Genehmigung vom Träger des Privilegs zurückgebaut werden muß, wenn die-
ser die Nutzung dauerhaft aufgibt. 

In allen diesen Fällen liegt der entscheidende Engpaß jedoch darin, daß die anordnende öf-
fentliche Körperschaft möglicherweise auf den Kosten sitzen bleibt, die sie anläßlich einer 
Ersatzvornahme aufwenden muß, wenn der Adressat der Beseitigungsverfügung nicht tätig 
wird und danach nicht mehr greifbar ist.  

Bei der Genehmigung von Zwischennutzungen muß daher entscheidendes Gewicht darauf 
gelegt werden, von vornherein Sicherheit für die Beseitigung und die Übernahme der Beseiti-
gungskosten nach Ablauf der Frist zu gewinnen, z.B. durch Hinterlegung oder durch Bürg-
schaftserklärung. Je länger die Zwischennutzung dauern soll, desto teurer wird eine Sicher-
heitsleistung durch Bürgschaft, da sich die Banken die Aushändigung einer Bürgschaftsur-
kunde wie eine Darlehensgewährung bezahlen lassen – was wiederum die Durchsetzung eines 
Bürgschaftsverlangens schwierig werden läßt. Die einmalige Hinterlegung der zur Beseiti-
gung der Zwischennutzung erforderlichen Summe kann billiger sein, wenn der Vorhabenträ-
ger über ein entsprechendes Eigenkapital verfügt und demzufolge für die benötigte Summe 
kein Darlehen aufnehmen muß. Der Hinterlegungsbetrag wird verzinst – die Zinsen kommen 
dem Hinterlegenden zugute.  

Rechtstechnisch kann die Sicherheitsleistung entweder als Bedingung im Rahmen einer Bau-
genehmigung durchgesetzt werden, die im Ermessen der Baugenehmigungsbehörde steht (al-
so insbesondere im Kontext von Befreiungen) oder durch einen städtebaulichen Vertrag im 
Vorfeld der Aufstellung eines Bebauungsplans, mit dem die Zwischennutzung legalisiert 
wird.  
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6. Welche Risiken sind insgesamt mit der Zulassung von Zwischennutzungen  
verbunden? 

6.1  Welche Grenzen werden durch das Planungsschadensrecht gesetzt? 

Befristetes Baurecht bedeutet – bei Fristablauf – beendetes Baurecht. Wenn kein gleichwerti-
ges neues Baurecht an die Stelle des beendeten Baurechts tritt, liegt eine Aufhebung der bis-
her zulässigen Nutzung vor. Bedeutet dies, daß eine Entschädigung nach § 42 BauGB gezahlt 
werden muß? 

Grundsätzlich gilt folgendes: Wenn der Gesetzgeber in § 9 Abs. 2 BauGB erlaubt, daß be-
stimmte Baurechte auch nur befristet oder bis zum Eintritt einer auflösenden Bedingung ein-
geräumt werden dürfen, dann liegt darin eine zulässige Eigentumsbindung – wenn die Vor-
schrift selbst verfassungskonform ist, was hier unterstellt wird. Zulässige Eigentumsbindun-
gen sind nicht entschädigungspflichtig. Also löst die „Rücknahme“ der zulässigen Nutzung 
durch anfängliche Befristung oder auflösende Bedingung keinen Anspruch auf Ersatz von 
Planungsschaden aus9

Allerdings muß beachtet werden, daß der Gesetzgeber und damit auch der Plangeber sich an 
seine eigenen Regeln halten muß. Die Zulässigkeit von Nutzungen wird nach deutschem Pla-
nungsrecht grundsätzlich zeitlich unbeschränkt eröffnet. Daran ändert auch § 42 BauGB 
nichts, wonach nach Eröffnung der Zulässigkeit einer Bebauung ein „Plangewährleistungs-
anspruch“ nur für sieben Jahren ab Zulässigkeit der Nutzung besteht. Wenn die Zulässigkeit 
der Nutzung innerhalb der sieben Jahre reduziert wird, muß die volle Bodenwertdifferenz 
entschädigt werden – danach nur noch der Wertunterschied zwischen dem Bodenwert infolge 
der ausgeübten Nutzung und der planungsrechtlich zurückgenommenen Nutzungsmöglich-
keit. Daraus folgt: Die nicht von vornherein im Bebauungsplan festgesetzte Zurücknahme der 
Zulässigkeit bereits verwirklichter Nutzungsmöglichkeiten ist grundsätzlich entschädigungs-
pflichtig. Im übrigen ist auch der Ablauf der Sieben-Jahres-Frist kein Freibrief für den Entzug 
einer bisher nicht ausgeübten Nutzungsmöglichkeit.

. Eine „Rücknahme“ der anfangs zulässigen Nutzung ist offensichtlich 
entschädigungslos zulässig, wenn der ursprüngliche Planinhalt obsolet geworden ist (wie die 
Zulässigkeit eines Ausstellungspavillions nach dem Ende der Ausstellung). 

10

Von diesem Prinzip darf der Plangeber nicht systemwidrig und willkürlich abweichen – auch 
nicht durch von vornherein nur befristet erlaubte Zwischennutzungen. Die Befristung der Zu-
lässigkeit einer baulichen Nutzung auf eine bloße „Zwischennutzung“ über eine Festsetzung 
nach § 9 Abs. 2 BauGB darf also nicht allein aus der Motivation heraus erfolgen, daß man 
sich nach Ablauf der Befristung nur eine Neuverhandlung wünscht, in der dann seitens der 
planenden Gemeinde neue Bedingungen für die (durchaus erwünschte) Fortsetzung der Nut-
zung gestellt werden können. Darin läge eine unzulässige Verkürzung einer im Kern als 
dauerhaft beabsichtigten Nutzungsmöglichkeit

 

11

                                                 
9  Ebenso Heemeyer, Festsetzung befristeter und bedingter Nutzungen nach § 9 Abs. 2 BauGB, in: DVBl. 

2006, S. 25 (26). 
10  Vgl. OVG Lüneburg, Beschl. vom 5.4.2000 – 1 K 4846/98 –, ZfBR 2001, S. 54. Leitsatz: Eine mehr als 

sieben Jahre nicht ausgeübte Nutzung rechtfertigt es nicht, ein bisher bebaubares Grundstück ohne sorgfälti-
ge Bestandsaufnahme als private Grünfläche festzusetzen, weil es als „Trittsteinbiotop“ zwischen zwei 
Landschaftsschutzgebieten dienen soll.  

11  Ebenso Kuschnerus, Der sachgerechte Bebauungsplan, 4. Aufl. 2003, Rn. 658, 664. 

.  
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6.2 Grenzen der Zulässigkeit vertraglich geregelter Zwischennutzungen 

In Zeiten des Stadtumbaus ist es nicht unüblich geworden, die Eigentümer von Baugrundstü-
cken, deren aufstehende Bebauung mit Subventionierung durch öffentliche Mittel aus dem 
Stadtumbau-Programm beseitigt wird, vertraglich zu verpflichten, ihr Grundstück während 
einer bestimmten (mehrjährigen) Frist nicht wieder zu bebauen. Damit wird das Baurecht auf 
Zeit entzogen. In dieser Zeit wird eine andere als bauliche Nutzung per Befreiung zugelassen. 

Gibt es hier Grenzen des Zulässigen? Es liegt auf der Hand, daß ein öffentlich-rechtlich fest-
gestelltes Baurecht nicht auf Dauer durch städtebaulichen Vertrag mit der für die Planung 
zuständigen Gemeinde entzogen werden darf. Baurechte, die vom Planungsträger auf Dauer 
entzogen werden sollen, müssen durch öffentlich-rechtliche Planung entzogen werden. Ande-
renfalls wird das Planungsschadensrecht umgangen. 

Eine vertragliche Aussetzung von Baurechten kann also immer nur auf Zeit erfolgen. Wie 
lange, ist eine Frage der Abwägung. Während der vertraglichen Aussetzung ist der Lauf der 
Plangewährleistungsfrist in entsprechender Anwendung des § 42 Abs. 5 gehemmt. Wenn ein 
Eigentümer durch Veränderungssperre oder Zurückstellung seines Baugesuchs an der Ver-
wirklichung seines Baurechts gehemmt worden ist, verlängert sich die Sieben-Jahres-Frist 
entsprechend. Dies muß auch bei vertraglicher Hemmung gelten. 
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III. Zusammenfassung 

1. Sonderregelungen für Zwischennutzungen sind derzeit im Bauplanungsrecht – also im 
BauGB –, aber nur ganz ausnahmsweise im Bauordnungsrecht zu finden. Das 
Bauordnungsrecht kennt zwar den Sonderfall der „Fliegenden Bauten“ – also mobiler 
baulicher Anlagen, die als Typen unabhängig vom Standort zugelassen werden können 
– aber (bis auf die LBO für Baden-Württemberg) keine Sonderregelungen für Zwi-
schennutzungen. 

2. Der Bundesgesetzgeber hat mit § 9 Abs. 2 BauGB i. d. F. des BauROG 2004 die Mög-
lichkeit geschaffen, befristete oder nur bedingt zulässige Nutzungen im Bebauungs-
plan zu eröffnen. Die Folgenutzung soll in der Regel festgesetzt werden. Damit ist pla-
nungsrechtlich ein vollständig geordnetes Verfahren für die Eröffnung von Zwischen-
nutzungen möglich. 

3. Durch die Einführung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB für Be-
bauungspläne der Innenentwicklung können Bebauungspläne auch für Zwischennut-
zungen sehr zügig ohne formalisierte Umweltprüfung und mit konzentrierten Verfah-
rensschritten aufgestellt werden. Dennoch ist die Aufstellung eines Bebauungsplans 
nicht in allen Fällen das geeignete Mittel für die Zulassung einer Zwischennutzung. 
Dies gilt sowohl für Gebiete im unbeplanten Innenbereich als auch für überplante Ge-
biete. 

4. Die Zulässigkeit einer Nutzung im unbeplanten Innenbereich wird im ersten Schritt 
nicht wesentlich davon beeinflußt, ob sie als Zwischennutzung nur zeitweise oder ob sie 
auf Dauer beabsichtigt ist: Das Vorhaben muß sich gemäß § 34 Abs. 1 BauGB nach 
Art, Maß, Bauweise und überbaubarer Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügen. 

5. Abweichungen von dieser Anforderung des § 34 BauGB gibt es kraft Gesetzes in 
zweierlei Hinsicht: Zum ersten kann gemäß § 34 Abs. 2 BauGB bei der Zulassung der 
begehrten Art der Nutzung auf § 31 Abs. 2 BauGB – also die Befreiung – zurückgegrif-
fen werden, wenn die Eigenart der näheren Umgebung einem der Baugebiete der 
BauNVO entspricht. Zur Beurteilung der Reichweite dieser Vorschrift kann insgesamt 
auf die nachfolgenden Aussagen zur Befreiung nach § 31 BauGB verwiesen werden.  

6. Zum zweiten kann gemäß § 34 Abs. 3a BauGB vom Erfordernis des Einfügens auch 
zugunsten einer Zwischennutzung abgewichen werden, wenn die Abweichung 

1. der Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung eines zulässi-
gerweise errichteten Gewerbe- oder Handwerksbetriebs oder der Erweiterung, 
Änderung oder Erneuerung einer zulässigerweise errichteten baulichen Anlage 
zu Wohnzwecken dient, 

2. städtebaulich vertretbar ist und 
3. auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen 

vereinbar ist. 

7. § 34 Abs. 3a BauGB erweitert gleichsam die nur auf die Art der Nutzung bezogene 
Befreiungsmöglichkeit des § 34 Abs. 2 BauGB für die genannten Vorhaben auf alle 
Kriterien des Einfügens im Sinne des § 34 Abs. 1 BauGB – also auch auf das Maß der 
Nutzung, die Bauweise und die Grundstücksfläche, die überbaut werden soll. Die Be-
deutung dieser Vorschrift für Zwischennutzungen dürfte nicht allzu erheblich sein.  
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§ 34 BauGB ist insgesamt nicht auf die Zulassung von Zwischennutzungen ausgerich-
tet. 

8. Die Starrheit des § 34 BauGB kann in geeigneten Fällen dadurch überwunden werden, 
daß über § 34 BauGB nicht genehmigungsfähige (und daher formell und materiell ille-
gale) Zwischennutzungen in vorhandenen baulichen Anlagen durch Duldungsverträge 
mit der Bauaufsicht auf Zeit vor der Nutzungsuntersagung geschützt werden. Im Ge-
genzug muß die Beendigung der Zwischennutzung nach Ablauf der Duldungsfrist zu-
gesichert und zuverlässig mit Sicherheitsleistung abgesichert werden. 

9. Bei erwünschten Zwischennutzungen im Geltungsbereich eines Bebauungsplans kommt 
entweder eine Planänderung (unter Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB) oder eine be-
fristete Befreiung in Frage. In den meisten Fällen ist eine Planänderung allein für eine 
Zwischennutzung zu aufwendig.  

10. Als Befreiungsgrund kommt in der Regel nur § 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB – die städte-
bauliche Vertretbarkeit – in Frage. Das Problem bei der Zulassung einer Befreiung für 
Zwischennutzungen liegt in der Regel in der Abweichung von der im Bebauungsplan 
festgesetzten Art der Nutzung. Denn nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
werden durch eine beabsichtigte Abweichung von der festgesetzten Art der baulichen 
Nutzung in aller Regel die Grundzüge der Planung berührt. Dies gilt nur dann nicht, 
wenn lediglich eine Randkorrektur der Planung herbeigeführt wird.  

11. Bei der Einordnung der Genehmigungsfähigkeit einer Zwischennutzung in das 
Rechtsinstitut der Befreiung müssen jedoch andere Maßstäbe angelegt werden als bei 
der Beurteilung einer endgültig beabsichtigten Abweichung. Endgültig können über 
§ 31 Abs. 2 BauGB nur Randkorrekturen zugelassen werden. Bei Zwischennutzungen 
geht es jedoch nur um eine zeitweise Abweichung. Nach Beendigung der Zwischennut-
zung soll der ursprüngliche Festsetzungskatalog wieder uneingeschränkt gelten. Das ist 
eine völlig andere Konstellation als die einer (endgültigen) Randkorrektur.  

12. Bei Zwischennutzungen kommt es für die Einhaltung der Grundzüge der Planung 
nur darauf an,  
 ob die Zwischennutzung als isoliertes Ereignis im Zeitablauf eingeordnet werden 

kann, das nach der Beendigung keine wesentlichen Spuren zurücklassen wird 
(dann werden die Grundzüge der ursprünglichen und nach Beendigung der Zwi-
schennutzung wieder uneingeschränkt geltenden Planung nicht berührt) oder  

 ob die Zwischennutzung die bisherigen Konstellationen nachhaltig so verändern 
wird, daß nach ihrem Ende vernünftigerweise nicht zum Status Quo zurückge-
kehrt werden kann (dann sind die Grundzüge der Planung berührt). 

13. Im Ergebnis heißt dies: Zeitlich klar begrenzte Zwischennutzungen, nach deren Be-
endigung aller Voraussicht nach der ursprüngliche Zustand wiederhergestellt werden 
kann und die während ihrer Laufzeit das städtebauliche Umfeld nicht unwiederbring-
lich verändern, können über § 31 Abs. 2 Nr. 2 als städtebaulich vertretbar im Wege 
der Befreiung zugelassen werden. Städtebauliche Vertretbarkeit liegt vor, wenn die 
Zwischennutzung auch der abwägungsgerechte Gegenstand eines Bebauungsplans 
sein könnte. Die Grundzüge der Planung werden nicht berührt, wenn die Grundzüge 
nur zeitweilig in den Hintergrund treten, ohne ihre Geltungskraft zu verlieren. Es geht 
hier nicht um dauerhafte „Randkorrekturen“, sondern um eine vorübergehende und 
daher unschädliche Zurücksetzung der unverändert fortgeltenden Prinzipien. 
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14. Wenn allerdings absehbar ist, daß der ursprünglich festgesetzte Rahmen nicht wieder-
kehren wird und die Zwischennutzung nur eine Zwischenstation auf dem Weg zu einer 
gänzlichen Neuordnung ist, dann ist die Befreiung nach deutschem Recht nicht mög-
lich; vielmehr muß dann förmlich geplant werden.  

15. Fazit zur Zulässigkeit von Zwischennutzungen nach Bauplanungsrecht: Das am 
besten geeignete Instrument für die baurechtliche Zulassung relativ kurzfristiger Zwi-
schennutzungen in bereits vorhandenen baulichen Anlagen ist die Befreiung. Bauleit-
planung für wechselnde Nutzungen empfiehlt sich nur dann, wenn die Fläche erstmals 
Bauland wird oder wenn das zu nutzende Gebäude erstmals errichtet wird. 

16. Für die bauordnungsrechtliche Befreiung gilt: In der Gesamtschau ist den bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften zu entnehmen, daß „die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundlagen“, durch 
eine Befreiung keinesfalls gefährdet werden dürfen, daß jedoch die Instrumente und 
Methoden, mit denen dieser Schutz gewährleistet werden soll, im Einzelfall aus-
tauschbar sind, und zwar auch aufgrund von Bescheinigungen für den Einzelfall. Es 
kommt auf das Ergebnis an, nicht auf die wortgetreue Einhaltung jeder Einzelvor-
schrift. Im Einzelfall können auch die in mehreren Bauordnungen zu findenden Expe-
rimentierklauseln helfen12

                                                 
12  Vgl. z.B. § 56 Abs. 2 Nr. 4 der Baden-Württembergischen BO. Danach sind Abweichungen von den Vor-

schriften der Bauordnung „zur praktischen Erprobung neuer Bau- und Wohnformen im Wohnungsbau“ zu-
zulassen. 

. 

17. Diese Spielräume müssen gerade bei Zwischennutzungen konstruktiv angewendet 
werden. Das Bauordnungsrecht mit den inkorporierten technischen Vorschriften ist 
im allgemeinen auf die Herstellung sehr langfristiger Sicherheit angelegt. Bauwerke 
werden üblicherweise für Jahrzehnte errichtet; zuweilen überdauern sie Jahrhunderte. 
Dieser Langfristigkeit entsprechen die konstruktiven und technischen Vorgaben des 
Bauordnungsrechts. Bei der Zulassung von Zwischennutzung muß jedoch auch in Be-
tracht gezogen werden, daß die Nutzungsdauer übersehbar und eher kurzfristig ist. Die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung können hier möglicherweise auch mit behelfsmä-
ßigen Lösungen ausreichend garantiert werden. Auf Sicherheit darf nicht verzichtet 
werden, sie ist jedoch möglicherweise auch anders herzustellen als es für den Regelfall 
vorgesehen und vorgeschrieben ist. 

18. Die Befreiung ist daher sowohl im Bauplanungsrecht als auch im Bauordnungsrecht 
der Königsweg für die Zulassung von beseitigungsfähigen Zwischennutzungen auf 
vorhandenem Bauland und/oder in vorhandenen baulichen Anlagen. 

19. Bei der Genehmigung von Zwischennutzungen muß im übrigen entscheidendes 
Gewicht darauf gelegt werden, von vornherein Sicherheit für die korrekte Beendi-
gung der Zwischennutzung und die Übernahme der Beseitigungskosten zu ge-
winnen, z.B. durch Hinterlegung oder durch Bürgschaftserklärung. Je länger die Zwi-
schennutzung dauern soll, desto teurer wird eine solche Sicherheitsleistung – was wie-
derum ihre Durchsetzung schwierig werden läßt. Rechtstechnisch kann die Sicher-
heitsleistung entweder als Bedingung im Rahmen einer Baugenehmigung durchgesetzt 
werden, die im Ermessen der Baugenehmigungsbehörde steht (also insbesondere im 
Kontext von Befreiungen) oder durch einen städtebaulichen Vertrag im Vorfeld der 
Aufstellung eines Bebauungsplans, mit dem die Zwischennutzung legalisiert wird.  
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20. Die Befristung der Zulässigkeit einer baulichen Nutzung auf eine bloße „Zwischen-
nutzung“ über eine Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB darf nicht allein aus der Moti-
vation heraus erfolgen, daß man sich nach Ablauf der Befristung nur eine Neuver-
handlung wünscht, in der dann seitens der planenden Gemeinde neue Bedingungen für 
die (durchaus erwünschte) Fortsetzung der Nutzung gestellt werden können. Darin lä-
ge eine unzulässige Verkürzung einer im Kern als dauerhaft beabsichtigten Nut-
zungsmöglichkeit.  

21. Eine vertragliche Aussetzung von Baurechten kann also immer nur auf Zeit

 

 erfol-
gen. Wie lange, ist eine Frage der Abwägung. Während der vertraglichen Aussetzung 
ist der Lauf der Plangewährleistungsfrist in entsprechender Anwendung des § 42 Abs. 
5 gehemmt. Wenn ein Eigentümer durch Veränderungssperre oder Zurückstellung sei-
nes Baugesuchs an der Verwirklichung seines Baurechts gehemmt worden ist, verlän-
gert sich die Sieben-Jahres-Frist entsprechend. Dies muß auch bei vertraglicher Hem-
mung gelten. 
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Anhang:

Die Regelung von Abweichungen / Ausnahmen / Befreiungen  
im Bauordnungsrecht der Länder der Bundesrepublik Deutschland 

Stand: 15. März 2008 

 Zusammenstellung der bauordnungsrechtlichen Vorschriften über die Befreiung 

SYNOPSE  
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In synoptischer Zusammenstellung lauten die einschlägigen Vorschriften wie folgt: 
 
   Quelle: Lexis Nexis 

Musterbauordnung  
(MBO) 
 
  

 siehe Gutachten Kapitel II. – unter 3. 

Baden-Württemberg http://www.baden-wuerttemberg.de/de/Landesrecht_BW_Buergerservice/179768.html 

Landesbauordnung für 
Baden-Württemberg 
(LBO) 
Vom 8. August 1995 
(GBl. S. 617) 
Zuletzt geändert durch 
Artikel 12 der Verord-
nung vom 
25. April 2007 
 

§ 56 
Abweichungen, Aus-
nahmen und Be-
freiungen 

(1) Abweichungen von technischen Bauvorschriften sind zuzulassen, wenn auf andere Weise 
dem Zweck dieser Vorschriften nachweislich entsprochen wird.  

(2) Ferner sind Abweichungen von den Vorschriften in den §§ 4 bis 37 dieses Gesetzes oder auf 
Grund dieses Gesetzes zuzulassen  

1. zur Modernisierung von Wohnungen und Wohngebäuden, Teilung von Wohnungen 
oder Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch Ausbau, Anbau, Nutzungsände-
rung, Aufstockung oder Änderung des Daches, wenn die Baugenehmigung oder die 
Kenntnisgabe für die Errichtung des Gebäudes mindestens fünf Jahre zurückliegt, 

2. zur Erhaltung und weiteren Nutzung von Kulturdenkmalen, 
3.  zur Verwirklichung von Vorhaben zur Energieeinsparung, 
4.  zur praktischen Erprobung neuer Bau- und Wohnformen im Wohnungsbau. 

  wenn die Abweichungen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind. 
(3) Ausnahmen, die in diesem Gesetz oder in Vorschriften auf Grund dieses Gesetzes vorgese-

hen sind, können zugelassen werden, wenn sie mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind 
und die für die Ausnahmen festgelegten Voraussetzungen vorliegen.  

(4) Ferner können Ausnahmen von den Vorschriften in den §§ 4 bis 37 dieses Gesetzes oder auf 
Grund dieses Gesetzes zugelassen werden  

1.  bei Gemeinschaftsunterkünften, die der vorübergehenden Unterbringung oder dem 
vorübergehenden Wohnen dienen, 

2.  bei baulichen Anlagen, die nach der Art ihrer Ausführung für eine dauernde Nutzung 
nicht geeignet sind oder die für eine begrenzte Zeit aufgestellt werden (Behelfsbauten), 
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3.  bei kleinen, Nebenzwecken dienenden Gebäuden ohne Feuerstätten, wie Geschirrhüt-
ten, 

4.  bei freistehenden anderen Gebäuden, die allenfalls für einen zeitlich begrenzten Auf-
enthalt bestimmt sind, wie Gartenhäuser, Wochenendhäuser oder Schutzhütten. 

(5) Von den Vorschriften in den §§ 4 bis 39 dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes 
kann Befreiung erteilt werden, wenn  

1.  Gründe des allgemeinen Wohls die Abweichung erfordern oder 
2.  die Einhaltung der Vorschrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde 
 und die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Be-

langen vereinbar ist. Gründe des allgemeinen Wohls liegen auch bei Vorhaben zur Deckung 
dringenden Wohnbedarfs vor. Bei diesen Vorhaben kann auch in mehreren vergleichbaren 
Fällen eine Befreiung erteilt werden.  

(6) Ist für verfahrensfreie Vorhaben eine Abweichung, Ausnahme oder Befreiung erforderlich, so 
ist diese schriftlich besonders zu beantragen.  

Bayern  http://www.servicestelle.bayern.de/bayern_recht/recht_db.html (Offizielle Seite) 

Bayerische Bauord-
nung (BayBO) 
 
in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 
14. August 2007 

Art. 63 
Abweichungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und auf 
Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung 
des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich ge-
schützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforde-
rungen des Art. 3 Abs. 1 vereinbar sind; Art. 3 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt. Der Zulassung 
einer Abweichung bedarf es nicht, wenn bautechnische Nachweise durch einen Prüfsachver-
ständigen bescheinigt werden. 

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Abs. 1 Satz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von 
den Festsetzungen eines Bebauungsplans, einer sonstigen städtebaulichen Satzung nach § 
31 BauGB oder von Regelungen der Baunutzungsverordnung über die zulässige Art der bau-
lichen Nutzung nach § 34 Abs. 2. Halbsatz 2 BauGB ist gesondert schriftlich zu beantragen; 
der Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die keiner Genehmigung bedürfen, sowie für Ab-
weichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprüft werden, gilt Satz 1 
entsprechend. 

(3) Über Abweichungen nach Abs. 1 Satz 1 von örtlichen Bauvorschriften sowie über Ausnahmen 

http://www.servicestelle.bayern.de/bayern_recht/recht_db.html�
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und Befreiungen nach Abs. 2 Satz 1 entscheidet bei verfahrensfreien Bauvorhaben die Ge-
meinde nach Maßgabe der Abs. 1 und 2. Im Übrigen lässt die Bauaufsichtsbehörde Abwei-
chungen von örtlichen Bauvorschriften im Einvernehmen mit der Gemeinde zu; § 36 Abs. 2 
Satz 2 BauGB gilt entsprechend. 

Berlin  Quelle: Lexis Nexis, Stand 1.1.2008, vgl. auch 
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/service/gesetzestexte/de/bauen.shtml#gesetze 

Bauordnung für Berlin 
(BauO Bln) 
 
Vom 
29. September 2005, 
zuletzt geändert durch 
§ 9 des Gesetzes vom 
7. Juni 2007 (GVBl. 
S. 222) 
 

§ 68 
Abweichungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und auf 
Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung 
des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich ge-
schützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforde-
rungen des § 3 Abs. 1, vereinbar sind. § 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. 

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen nach 
§ 31 des Baugesetzbuchs, von Ausnahmen nach § 14 Abs. 2 des Baugesetzbuchs, von Ab-
weichungen, die eine Ermessensentscheidung nach der Baunutzungsverordnung verlangen, 
sowie von Ausnahmen nach anderen Rechtsverordnungen ist gesondert schriftlich zu beant-
ragen; der Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die keiner Genehmigung bedürfen, sowie für 
Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprüft werden, gilt 
Satz 1 entsprechend. 

(3) Ist eine Abweichung, Ausnahme oder Befreiung unter Bedingungen, befristet oder unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs erteilt worden, so ist die Genehmigung entsprechend einzuschrän-
ken.  

Brandenburg  Quelle: http://www.landesrecht.brandenburg.de 

Brandenburgische 
Bauordnung (BbgBO)  
 
Vom 16. Juli 2003,  
zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes 
vom 28. Juni 2006  

§ 60 
Zulassung von Ab-
weichungen 
 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann auf Antrag Abweichungen von Anforderungen dieses Geset-
zes und aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn die Abweichungen  

1. dem Schutzziel der jeweiligen Anforderung entsprechen,  
2. die öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen Interessen nicht beeinträchtigen und 
3. mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforderungen des § 3 Abs. 1, verein-

bar sind. 
  Satz 1 gilt entsprechend für die Teilung eines Grundstücks, das bebaut oder dessen Bebau-

ung genehmigt ist. 
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(2) Zu Abweichungen von örtlichen Bauvorschriften nach § 81 ist das Einvernehmen der Ge-
meinde erforderlich. § 36 Abs. 2 Satz 2 des Baugesetzbuchs gilt entsprechend. 

 § 61 
Abweichungen von 
örtlichen Bauvor-
schriften, 
sonderordnungsbe-
hördliches Erlaubnis-
verfahren 

(1) Bei Vorhaben, die nach § 55 keiner Genehmigung bedürfen, entscheidet die amtsfreie Ge-
meinde oder das Amt als Sonderordnungsbehörde über die Zulassung von Abweichungen 
von örtlichen Bauvorschriften und über die Zulassung von Ausnahmen oder Befreiungen nach 
§ 31 des Baugesetzbuchs in einem Erlaubnisverfahren.  

(2) Ist die Errichtung von Werbeanlagen, die nach § 55 keiner Genehmigung bedürfen, durch 
örtliche Bauvorschrift einer sonderbehördlichen Erlaubnispflicht unterworfen, entscheidet die 
amtsfreie Gemeinde oder das Amt als Sonderordnungsbehörde. 

(3) Die Erlaubnis ist schriftlich bei der amtsfreien Gemeinde oder dem Amt zu beantragen. Im 
Übrigen gelten § 60 Abs. 1 Satz 1 und die Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes entspre-
chend. 

Bremen  http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi  (über NRW auch Brem. Recht) 

Bremische Landes-
bauordnung  
(BremLBO) 
 
Vom 27. März 1995, 
zuletzt geändert durch 
Artikel 1 Nr. 54 des 
Gesetzes vom 
21. November 2006  

§ 72 
Ausnahmen und Be-
freiungen 
 

(1) Ausnahmen von den nicht zwingenden Vorschriften dieses Gesetzes oder von den auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen nicht zwingenden Vorschriften können gestattet werden, wenn 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die für die Ausnahme gegebenenfalls festge-
legten Voraussetzungen vorliegen. Nicht zwingend sind Vorschriften, die als Regel- oder Soll-
vorschrift aufgestellt sind, oder solche, die die Zulässigkeit von Ausnahmen ausdrücklich vor-
sehen.  

(2) Sollen rechtmäßig bestehende bauliche Anlagen geändert werden, sollen von den §§ 29 bis 
48 Ausnahmen gestattet werden, wenn die Anforderungen nur mit unverhältnismäßigem 
Mehraufwand erfüllt werden können und erhebliche Gefahren für Leben und Gesundheit nicht 
zu befürchten sind. Bei Vorhaben zur Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch Um- und 
Ausbau sowie bei Änderungen von Baudenkmälern gilt Satz 1 auch, wenn mit diesen Vorha-
ben eine Nutzungsänderung verbunden ist. 

(3) Die Bauordnungsbehörde kann von zwingenden Vorschriften dieses Gesetzes oder von zwin-
genden Vorschriften auf Grund dieses Gesetzes auf zu begründenden Antrag befreien, wenn  

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfordern, 
2. es zur praktischen Erprobung neuer Bau- und Wohnformen, von Maßnahmen zur Kos-

tendämpfung oder zur Schonung der natürlichen Lebensgrundlagen durch Versuchs-
bauten der Abweichung bedarf und die Belange nach § 3 Abs. 1 nicht wesentlich be-

http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi�
http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=168675,30�
http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=168675,30�
http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=168675,4#jurabs_1�
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einträchtigt werden oder 
3. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten 

Härte führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist; 
eine nicht beabsichtigte Härte liegt auch dann vor, wenn auf andere Weise dem Zweck 
einer technischen Anforderung in diesem Gesetz oder in Vorschriften auf Grund dieses 
Gesetzes entsprochen wird. 

  Der Antrag auf Befreiung ist schriftlich oder elektronisch zu stellen. 
(4) Ist für bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrichtungen nach § 1 Abs. 1 Satz 2, die 

nach § 65 keiner Genehmigung bedürfen, eine Ausnahme oder Befreiung erforderlich, so ist 
die Ausnahme oder Befreiung schriftlich oder elektronisch zu beantragen. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Ausnahmen oder Befreiungen von den im vereinfachten Baugenehmigungsver-
fahren nach § 67 nicht zu prüfenden Vorschriften erforderlich sind.  

(5) Zuständig für die Erteilung von Ausnahmen und Befreiungen ist die Bauordnungsbehörde.  
(6) Der Senator für Bau und Umwelt kann in genau zu umgrenzenden Fällen bestimmen, daß 

Befreiungen gemäß Absatz 2 nur mit seiner Zustimmung zu erteilen sind.  
(7) Ist eine Ausnahme oder Befreiung unter Bedingungen, befristet oder widerruflich erteilt wor-

den, so sind die Genehmigungen entsprechend einzuschränken.  

Hamburg  http://hh.juris.de/start.htm 

Hamburgische Bau-
ordnung 
(HBauO) 
 
Vom 14. Dezember 
2005, geändert durch 
Gesetz vom 11. April 
2006 

§ 69 
Abweichungen 
 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften zulassen, wenn 

1. sie unter Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdi-
gung der öffentlich-rechtlich geschützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen 
Belangen, insbesondere den Anforderungen des § 3 Absatz 1, vereinbar sind oder 

2. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfordern. 
  § 3 Absatz 3 Satz 3 bleibt unberührt. 
(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen nach 

§ 31 BauGB oder von Abweichungen nach § 34 Absatz 3 a BauGB ist gesondert zu beantra-
gen; der Antrag ist zu begründen. Für Vorhaben, die keiner Genehmigung bedürfen, sowie für 
Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprüft werden, gilt 
Satz 1 entsprechend. 

http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=168675,2#jurabs_1�
http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=168675,66�
http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=168675,68�
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Hessen  http://www.hessenrecht.hessen.de/ 

Hessische Bauord-
nung 
(HBO) 
  
Vom 18. Juni 2002, 
verkündet am 21. Juni 
2002 
 

§ 63 
Abweichungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Vorschriften dieses Gesetzes oder von 
Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung des 
Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich geschützten 
nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforderungen des 
§ 3 Abs. 1 vereinbar sind. § 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. 

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Abs. 1 sowie von bauplanungsrechtlichen Ausnah-
men und Befreiungen ist gesondert schriftlich zu beantragen; der Antrag ist zu begründen. 

(3) Abs. 2 gilt auch für bauliche Anlagen, andere Anlagen oder Einrichtungen, die nach § 55 oder 
aufgrund des § 80 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 keiner Baugenehmigung bedürfen sowie für Abwei-
chungen von Vorschriften, die in bauaufsichtlichen Verfahren nicht geprüft werden. § 61 Abs. 
1, § 64 Abs. 3 bis 6 und § 65 Abs. 1 und 2 gelten entsprechend. 

(4) Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen von nachbarschützenden öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften sind zu begründen, wenn die Nachbarschaft Einwendungen nach § 62 Abs. 1 
Satz 2 vorgebracht hat. Satz 1 gilt auch, soweit die Ausnahme- oder Befreiungsvorschrift 
selbst nachbarschützend ist. 

Mecklenburg-Vorpommern http://mv.juris.de/mv/gesamt/WaldG_MV.htm#WaldG_MV_P11 

Landesbauordnung 
Mecklenburg-
Vorpommern 
(LBauO M-V) 
 
Vom 18. April 2006, 
geändert durch Art. 9 
des Gesetzes vom 23. 
Mai 2006 

§ 67 
Abweichungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und auf-
grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung 
des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich ge-
schützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforde-
rungen des § 3 Abs. 1 vereinbar sind. § 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. 

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von den 
Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen städtebaulichen Satzung nach 
§ 31 des Baugesetzbuches oder von Regelungen über die zulässige Art der baulichen Nut-
zung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 des Baugesetzbuches ist gesondert schriftlich zu beantra-
gen; der Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die keiner Genehmigung bedürfen, sowie für 
Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprüft werden, gilt 
Satz 1 entsprechend. 

(3) Über Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von örtlichen Bauvorschriften sowie über Ausnah-
men und Befreiungen nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet bei verfahrensfreien Bauvorhaben die 

http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/sonstiges/fussueber.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/sonstiges/fussueber.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/sonstiges/fussueber.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/paragraphen/para3.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/paragraphen/para3.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/paragraphen/para55.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/paragraphen/para80.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/paragraphen/para61.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/paragraphen/para64.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/paragraphen/para65.htm�
http://www.hessenrecht.hessen.de/gesetze/361_baurecht/361-108-hbo/paragraphen/para62.htm�
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Gemeinde nach Maßgabe der Absätze 1 und 2. 

Niedersachsen  http://www.nds-voris.de/jportal/portal/page/bsvorisprod.psml 

Niedersächsische 
Bauordnung (NBauO) 
 
in der Fassung vom 
10. Februar 2003 

§ 13 
Abweichungen von 
den Abstandsvor-
schriften in besonde-
ren Fällen 

(1) Geringere als die in den §§ 7 bis 12 a vorgeschriebenen Abstände können ausnahmsweise 
zugelassen werden 

1. zur Verwirklichung besonderer baugestalterischer oder städtebaulicher Absichten, 
2.  zur Wahrung der Eigenart oder des besonderen Eindrucks von Baudenkmalen (§ 3 

Abs. 2 und 3 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes), 
3.  zur Wahrung baugestalterischer oder städtebaulicher Belange bei Baumaßnahmen in 

bebauten Bereichen entsprechend der vorhandenen Bebauung, 
4. zur Durchführung von Nutzungsänderungen in Baudenkmalen sowie in sonstigen Ge-

bäuden mit genehmigten Aufenthaltsräumen, 
5. für Baumaßnahmen an Außenwänden vorhandener Gebäude, wie Verkleidung oder 

Verblendung, 
6. für Antennenanlagen, die hoheitlichen Aufgaben oder Aufgaben der Deutschen Bahn 

AG, dem öffentlichen Fernmeldewesen oder der Verbreitung von Rundfunk oder Fern-
sehen dienen, wenn sie sonst nicht oder nur unter Schwierigkeiten auf dem Baugrund-
stück errichtet werden können, 

7. mit Zustimmung des Nachbarn 
a) für Windkraftanlagen, ausgenommen Gebäude, 
b) für Masten von Freileitungen zur Versorgung mit elektrischer Energie. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 muss den Erfordernissen des Brandschutzes genügt werden. 
Den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, auch auf den 
Nachbargrundstücken, muss in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 mindestens gleichwertig, in 
den übrigen Fällen unter angemessener Berücksichtigung der besonderen Gegebenheiten 
entsprochen werden. 

(3) Einer Ausnahme unter den Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 bedarf es auch dann, wenn 
Festsetzungen in einem Bebauungsplan zwingend zu geringeren als den vorgeschriebenen 
Abständen führen. 

 § 85 (1) Ausnahmen, die in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes vorgesehen 
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Ausnahmen sind, können zugelassen werden, wenn sie mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind. 
(2) Eine Ausnahme wird, wenn eine Baugenehmigung oder eine Entscheidung nach § 74, 76, 82, 

83, 84 oder 94 von ihr abhängt, durch die Baugenehmigung oder die andere Entscheidung 
zugelassen, anderenfalls durch besondere schriftliche Entscheidung. 

(3) Über Ausnahmen für die in § 82 genannten Baumaßnahmen entscheidet die oberste Bauauf-
sichtsbehörde. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch für Ausnahmen nach anderen Vorschriften des öffentlichen 
Baurechts, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist. 

 § 86 
Befreiungen 

(1) Von Vorschriften dieses Gesetzes oder von Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes kann auf 
ausdrücklichen Antrag Befreiung erteilt werden, wenn 

1. die Einhaltung der Vorschrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen würde und die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist oder 

2. das Wohl der Allgemeinheit die Abweichung erfordert. 
(2) 1 § 85 Abs. 2 bis 4 gilt für Befreiungen entsprechend. 2 Es ist anzugeben, von welchen Vor-

schriften und in welchem Umfang Befreiung erteilt wird. 

Nordrhein-Westfalen http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi 

Bauordnung für das 
Land Nordrhein-
Westfalen – Landes-
bauordnung  
(BauO NRW) 
 
In der Fassung der 
Bekanntmachung vom 
1. März 2000,  
zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes 
vom 11.12.2007 

§ 73 
Abweichungen 
 

(1) Soweit in diesem Gesetz oder in aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften nichts 
anderes geregelt ist, kann die Genehmigungsbehörde Abweichungen von bauaufsichtlichen 
Anforderungen dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderungen und un-
ter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind. 
Abweichungen von § 6 sind insbesondere zulässig, wenn durch das Vorhaben nachbarliche 
Interessen nicht stärker oder nur unwesentlich stärker beeinträchtigt werden als bei einer Be-
bauung des Grundstücks, die nach § 6 zulässig wäre. Unter den Voraussetzungen des Sat-
zes 1 sind Abweichungen zuzulassen, wenn sie der Verwirklichung von Vorhaben zur Einspa-
rung von Wasser oder Energie dienen. Soll von einer technischen Anforderung abgewichen 
werden, ist der Genehmigungsbehörde nachzuweisen, dass dem Zweck dieser Anforderung 
auf andere Weise entsprochen wird. 

(2) Ist für bauliche Anlagen oder andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne von § 1 Abs. 1 
Satz 2, die keiner Baugenehmigung bedürfen, eine Abweichung erforderlich, so ist sie schrift-

http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=166765,7�
http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=166765,7�
http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=166765,2#jurabs_1�
http://www.lexsoft.de/lexisnexis/justizportal_nrw.cgi?sessionID=410263429398392792&highlighting=off&xid=166765,2#jurabs_1�
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lich zu beantragen. 

Rheinland-Pfalz  http://www.justiz.rlp.de 

Landesbauordnung 
Rheinland-Pfalz 
(LBauO) 
 
Vom 24. November 
1998, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 
4.7.2007 

§ 69 
Abweichungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von bauaufsichtlichen Anforderungen nach 
diesem Gesetz und nach den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften zulassen, 
wenn sie unter Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderungen und unter Würdi-
gung der nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind, soweit in 
diesem Gesetz oder in den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften nichts anderes 
bestimmt ist. Soll von einer technischen Anforderung abgewichen werden, ist der Bauauf-
sichtsbehörde nachzuweisen, dass dem Zweck dieser Anforderung auf andere Weise ent-
sprochen wird. 

(2) Soll bei baulichen Anlagen, die keiner Baugenehmigung bedürfen, von bauaufsichtlichen An-
forderungen nach Absatz 1, von den Festsetzungen eines Bebauungsplans, einer sonstigen 
städtebaulichen Satzung oder nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 BauGB von Bestimmungen der 
Baunutzungsverordnung über die zulässige Art der baulichen Nutzung abgewichen werden, 
so ist die Zulassung der Abweichung schriftlich zu beantragen. Die §§ 63, 65, 68, 70 und 71 
gelten entsprechend. 

Saarland  http://www.saarland.de/3072.htm 

Landesbauordnung 
(LBO) 
 
vom 18. Februar 2004, 
geändert durch das 
Gesetz vom 19. Mai 
2004  

§ 8 
Abweichungen von 
den Abstandsflächen 
 

(1) In Gewerbe- und Industriegebieten genügt bei Wänden ohne Öffnungen eine Tiefe der Ab-
standsfläche 

1. von 1,50 m, wenn die Wände mindestens feuerhemmend sind und einschließlich ihrer 
Bekleidung aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen, 

2. von 2,50 m, wenn die Wände mindestens feuerhemmend sind oder einschließlich ihrer 
Bekleidung aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen. 

  Dies gilt nicht für Abstandsflächen gegenüber Grundstücksgrenzen. 
(2) In Abstandsflächen sowie ohne eigene Abstandsfläche oder mit einer geringeren Tiefe der 

Abstandsfläche sind zulässig: 
1. nicht überdachte Stellplätze, Abstellplätze für Fahrräder und Anhänger sowie Kleinkin-

derspielplätze, 
2. offene erhöhte Terrassen, an der Grundstücksgrenze im Mittel bis zu 0,50 m erhöht, 
3. Behindertenrampen, 
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4. nachträgliche Außenwandverkleidungen zur Schall- oder Wärmedämmung; nachträgli-
che Anbringung von Solaranlagen auf Außenwänden, 

5. Maste für die öffentliche Versorgung, 
6. Rollmarkisen zur zeitweisen Beschattung, 
7. Garagen einschließlich Abstellraum, Nebengebäude und Nebenanlagen zum Abstellen 

und zum Lagern, ausgenommen die Lagerung von Stoffen mit Explosions- oder erhöh-
ter Brandgefahr, sowie Gewächshäuser, bis zu 12 m Gesamtlänge je Grundstücksgren-
ze; der Brutto-Rauminhalt der Nebengebäude, Nebenanlagen und Gewächshäuser darf 
jeweils 30 m³ nicht überschreiten; die Garagen und Nebengebäude dürfen zusätzlich zu 
Abstell- oder Lagerzwecken unterkellert sein, 

8. Nebenanlagen für die öffentliche Versorgung bis zu 6 m Länge, 
9. gebäudeunabhängige Solaranlagen bis zu 3 m Höhe und 12 m Gesamtlänge je Grund-

stücksgrenze; Solaranlagen, Parabolantennen und sonstige Antennenanlagen an und 
bis zu einer Höhe von 1,50 m auf den Anlagen nach den Nummern 7 und 8, 

10. Einfriedungen, Stützmauern zur Sicherung des natürlichen Geländes und Sichtschutz-
wände 

a) in Gewerbe- und Industriegebieten, 
b) in sonstigen Gebieten bis zu 2,00 m Gesamthöhe über der Geländeoberfläche; 

offene Umwehrungen zur Sicherung des höherliegenden Grundstücks werden 
auf die zulässige Gesamthöhe nicht angerechnet, 

11. zur Grundstücksgrenze geneigte Aufschüttungen; das Neigungsverhältnis darf 1,5 zu 1 
zur Geländeoberfläche nicht überschreiten. 

 Werden Anlagen nach Satz 1 Nr. 7 bis 10 nicht unmittelbar an der Grundstücksgrenze errich-
tet, müssen sie eine Abstandsfläche von mindestens 1 m Tiefe einhalten. Die Länge der die 
Abstandsflächentiefe nach § 7 nicht einhaltenden Bebauung nach Satz 1 Nr. 7 und 9 darf auf 
einem Grundstück insgesamt 15 m nicht überschreiten. Die Anlagen nach Satz 1 Nr. 7 und 8 
dürfen eine grenzseitige mittlere Wandhöhe von 3 m über der Geländeoberfläche nicht über-
schreiten. Diese Höhe übersteigende Dächer und Solaranlagen dürfen zur Grundstücksgren-
ze nicht mehr als 45o geneigt sein; dies gilt nicht für Solaranlagen, die von der Grundstücks-
grenze mindestens 2 m entfernt bleiben. Die Firsthöhe kann bis zu 4 m betragen, wenn ent-
lang der Grundstücksgrenze ein gemeinsamer First oder Giebel vorgesehen ist und wenn öf-
fentlich-rechtlich gesichert ist, dass vom Nachbargrundstück her angebaut wird. Dachgauben 
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und ähnliche Dachaufbauten sind unzulässig. 
(3) Geringere Tiefen der Abstandsflächen sind zulässig, wenn diese sich aus den zwingenden 

Festsetzungen einer städtebaulichen Satzung ergeben und eine ausreichende Belüftung und 
Beleuchtung mit Tageslicht gewährleistet bleibt. Anforderungen aus Gründen des Brand-
schutzes bleiben unberührt. 

(4) Geringere Tiefen der Abstandsflächen sind zulässig bei der nachträglichen Anhebung des 
Daches bestehender Gebäude, wenn die Baumaßnahme der Verbesserung des Wärme-
schutzes dient; die Anhebung darf 0,50 m nicht überschreiten. 

(5) Wird in zulässigerweise errichteten Gebäuden, deren Außenwände die nach diesem Gesetz 
erforderlichen Abstandsflächen gegenüber Grundstücksgrenzen nicht einhalten, Wohnraum 
durch Ausbau oder Nutzungsänderung geschaffen, gilt § 7 Abs. 1 bis 5 nicht für diese Au-
ßenwände, wenn 

1. die Gebäude in Gebieten liegen, die überwiegend dem Wohnen dienen und 
2. die äußere Gestalt des Gebäudes nicht oder nur unwesentlich verändert wird, Dach-

gauben und ähnliche Dachaufbauten, Fenster und sonstige Öffnungen sind unbescha-
det der §§ 30 und 32 (Brandwände und Dächer) so anzuordnen, dass von ihnen keine 
unzumutbaren Belästigungen oder Störungen für die Nachbarschaft ausgehen können. 

 Satz 1 gilt nicht für Gebäude im Sinne von Absatz 2. 
(6) Es kann zugelassen werden, dass sich Abstände und Abstandsflächen ganz oder teilweise 

auf Nachbargrundstücke erstrecken, wenn öffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese nicht 
überbaut werden und auf die dort vorgeschriebenen Abstände und Abstandsflächen nicht an-
gerechnet werden. Vorschriften, nach denen eine Überbauung zulässig ist, bleiben unberührt. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei nachträglichen Grenzänderungen und Grundstücksteilun-
gen. 

 § 68 
Abweichungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von bauaufsichtlichen Anforderungen dieses 
Gesetzes und auf Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter 
Berücksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-
rechtlich geschützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere 
den Anforderungen des § 3 Abs. 1 vereinbar sind. § 3 Abs. 4 Satz 3 bleibt unberührt. 

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von den 
Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen städtebaulichen Satzung nach § 
31 des Baugesetzbuchs oder von Regelungen der Baunutzungsverordnung in der Fassung 
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der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466), in der jeweils geltenden Fassung über die 
zulässige Art der baulichen Nutzung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 des Baugesetzbuchs ist ge-
sondert schriftlich zu beantragen; der Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die keiner Ge-
nehmigung bedürfen, sowie für Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfah-
ren nicht geprüft werden, gilt Satz 1 entsprechend. 

(3) Über Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von Örtlichen Bauvorschriften nach § 85 sowie 
über Ausnahmen und Befreiungen nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet bei verfahrensfreien 
Vorhaben nach § 61 und bei baugenehmigungsfrei gestellten Vorhaben nach § 63 die Ge-
meinde nach Maßgabe der Absätze 1 und 2. Die Zulassung gilt als erteilt, wenn sie nicht in-
nerhalb von zwei Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags versagt wird. Die Ge-
meinde hat die Bauaufsichtsbehörde unverzüglich von der Zulassung zu unterrichten.  

Sachsen  http://www.revosax.sachsen.de 

Sächsische Bauord-
nung (SächsBO)  
 
Vom 28. Mai 2004 

§ 67 
Abweichungen 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und auf-
grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung 
des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich ge-
schützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforde-
rungen des § 3 Abs. 1 vereinbar sind. § 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. Der Zulassung einer 
Abweichung bedarf es auch nicht, wenn bautechnische Nachweise bauaufsichtlich geprüft 
werden. 

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von den 
Festsetzungen eines Bebauungsplans, einer sonstigen städtebaulichen Satzung nach § 31 
BauGB oder von Regelungen der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 
(BGBl. I S. 466, 479), in der jeweils geltenden Fassung, über die zulässige Art der baulichen 
Nutzung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 BauGB ist gesondert schriftlich zu beantragen. Der Ant-
rag ist zu begründen. Für Anlagen, die keiner Genehmigung bedürfen, sowie für Abweichun-
gen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprüft werden, gilt Satz 1 ent-
sprechend.  

(3) Über Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von örtlichen Bauvorschriften sowie über Ausnah-
men und Befreiungen nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet bei verfahrensfreien Bauvorhaben die 
Gemeinde nach Maßgabe der Absätze 1 und 2. 
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Sachsen-Anhalt  http://st.juris.de/st/gesamt/BauO_ST_2005.htm#BauO_ST_2005_rahmen  (Koop. Landesregie-
rung – Juris) 

Bauordnung des Lan-
des Sachsen-Anhalt 
(BauO LSA) 
Vom 20. Dezember 
2005 

§ 66  
Abweichungen 

1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und auf-
grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung 
des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich ge-
schützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforde-
rungen des § 3 Abs. 1 vereinbar sind. § 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. 

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von den 
Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen städtebaulichen Satzung nach 
§ 31 des Baugesetzbuches oder von Regelungen der Baunutzungsverordnung vom 23. Ja-
nuar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 
(BGBl. I S. 466, 479), in der jeweils geltenden Fassung, über die zulässige Art der baulichen 
Nutzung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 des Baugesetzbuches ist gesondert schriftlich zu beant-
ragen; der Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die einer Genehmigung nicht bedürfen, so-
wie für Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprüft werden, 
gilt Satz 1 entsprechend. 

Schleswig-Holstein  http://sh.juris.de/buergerservice.html 

Landesbauordnung für 
das Land Schleswig-
Holstein (LBO) 
 
In der Fassung der 
Bekanntmachung vom 
10. Januar 2000  
Zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes 
vom 20. Juli 2007 

§ 76  
Ausnahmen und Be-
freiungen 
 

(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Ausnahmen von Vorschriften dieses Gesetzes und von Vor-
schriften aufgrund dieses Gesetzes, die als Sollvorschriften aufgestellt sind oder in denen 
Ausnahmen vorgesehen sind, gestatten, wenn die festgelegten Voraussetzungen vorliegen 
und die Ausnahmen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind; zur Verwirklichung von 
Vorhaben zur Einsparung von Wasser oder Energie sind sie zuzulassen, wenn keine öffentli-
chen Belange entgegenstehen. 

(2) Ferner können Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 32 bis 56 gestattet werden 
1. zu Erhaltung und weiteren Nutzung von Baudenkmälern, wenn nicht Gefahren für Le-

ben oder Gesundheit zu befürchten sind, 
2. bei Modernisierungsvorhaben für Wohnungen und Wohngebäude und bei Vorhaben zur 

Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch Ausbau, wenn dies im öffentlichen Inter-
esse liegt und die öffentliche Sicherheit nicht gefährdet wird, insbesondere Bedenken 
wegen des Brandschutzes nicht bestehen. 

(3) Die Bauaufsichtsbehörde kann von zwingenden Vorschriften dieses Gesetzes oder von zwin-
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genden Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes auf schriftlichen und zu begründenden Antrag 
befreien, wenn 

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung erfordern, 
2. die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Här-

te führen würde und keine öffentlichen Belange entgegenstehen; eine nicht beabsichtig-
te Härte liegt auch dann vor, wenn auf andere Weise dem Zweck einer technischen An-
forderung in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nachweis-
lich entsprochen wird oder 

3. es der praktischen Erprobung neuer Bau- und Wohnformen oder der Energieeinspa-
rung durch Modellvorhaben dient und von der Bauherrin oder dem Bauherrn durch Gu-
tachten einer oder eines im Benehmen mit der Bauaufsichtsbehörde beauftragten 
Sachverständigen nachgewiesen wird, dass Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
nicht zu erwarten sind. 

(4) Ist für bauliche Anlagen, andere Anlagen oder Einrichtungen, die keiner Genehmigung oder 
Bauanzeige bedürfen, eine Ausnahme oder Befreiung erforderlich, ist diese schriftlich zu be-
antragen. 

(5) Über Ausnahmen oder Befreiungen von örtlichen Bauvorschriften nach § 92 entscheidet die 
Bauaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde; § 36 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Bau-
gesetzbuchs gilt entsprechend. 

Thüringen  Lexis Nexis, Stand 1.1.2008 

Thüringer Bauordnung 
(ThürBO) 
 
In der Fassung vom 
16. März 2004 

§ 63e 
Abweichungen 
 

1) Die Bauaufsichtsbehörde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und auf 
Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berücksichtigung 
des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Würdigung der öffentlich-rechtlich ge-
schützten nachbarlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, insbesondere den Anforde-
rungen des § 3 Abs. 1 vereinbar sind. § 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. 

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von de 
Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen städtebaulichen Satzung nach 
§ 31 BauGB oder von Regelungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132) in der jeweils geltenden Fassung über die zulässige Art 
der baulichen Nutzung nach § 34 Abs. 2 Halbsatz 2 BauGB ist gesondert schriftlich zu beant-
ragen; der Antrag ist zu begründen. Für Anlagen, die keiner Genehmigung bedürfen, sowie für 
Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht geprüft werden, gilt 
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Satz 1 entsprechend. 
(3) Über Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von örtlichen Bauvorschriften sowie über Ausnah-

men und Befreiungen nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet bei verfahrensfreien Bauvorhaben die 
Gemeinde nach Maßgabe der Absätze 1 und 2. 
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